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Vielen Dank!

Ich möchte mich auf diesem

Wege recht herzlich bei den

Potsdamerinnen und Potsda-

mern bedanken, die mir bei der

Oberbürgermeisterwahl ihre

Stimme gegeben, mit mir ge-

fiebert und mich in verschiede-

ner Weise unterstützt haben. 

In vielen Gesprächen habe ich

zur Kenntnis nehmen können,

dass die bürgernahe und pro-

blemorientierte Arbeitsweise

der Linksfraktion und mein

Vorgehen Zustimmung finden

und dass große Erwartungen

in mich gesetzt werden. 

Letztlich hat sich am 3. Okto-

ber nach einem Wahlkampf

„Alle gegen einen“ jedoch eine

deutliche Mehrheit dafür ent-

schieden, dass Herr Jakobs für

die nächsten acht Jahre Ober-

bürgermeister bleibt. 

Ich versichere Ihnen, dass ich

mich, auch als unterlegener

Kandidat, an meine Wahlaus-

sagen gebunden fühle und mit

aller Kraft „ein Potsdam für

alle“ anstrebe. Es wird nicht

leichter werden, aber ich lasse

mich nicht unterkriegen. 

DIE LINKE wird in Potsdam

auch in Zukunft eine starke po-

litische Kraft und ein zuverläs-

siger Ansprechpartner sein.

Mit herzlichen Grüßen, 
Ihr Hans-Jürgen Scharfenberg

Jann Jakobs gewann die Stichwahl
Oberbürgermeisterwahlen in Potsdam beendet/Rathauskooperation organisierte Stimmen für Jakobs

Die Stichwahl hatten eigentlich
die meisten Politikinteressierten
voraus gesagt. Wie schon vor
acht Jahren kam es zum direkten
Wettbewerb um jede einzelne
Stimme zwischen Dr. Hans-Jür-
gen Scharfenberg, DIE LINKE,
und dem amtierenden Oberbür-
germeister Jann Jakobs (SPD).

Auf der Wahlparty der LINKEN
nach dem ersten Wahlgang
konnte Hans-Jürgen Scharfen-
berg noch einen Stimmenzu-
wachs verzeichnen im Vergleich
zur Wahl vor acht Jahren. 

Und viele Gratulanten bzw.
Unterstützer hatten sich einge-
funden. Ute Hustig (Mitte) zum
Beispiel, die das „Nuthetal“ ge-
rade mal eine Woche vorher für
die LINKE gewann. Rot-rot läuft
eigentlich gut im Land. Dafür
stehen u. a. die  Potsdamer Mi-

nister der LINKEN, Anita Tack
und Dr. Volkmar Schöneburg.

Das vorläufige Endergebnis ist
bekannt. Nach einem nicht im-
mer netten Umgang unterein-

ander im Kampf beim ersten
Wahlgang vollzogen die Vertreter
der so genannten Rathausko-
operation den  Schulterschluss
und forderten ihre Wähler dazu

auf, Jakobs die Stimme zu geben.
Das brachte Jann Jakobs 11.422
Stimmen mehr ein als Hans-Jür-
gen Scharfenberg.

(Weiter siehe Seite 3)
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Auf ein Wort…

Um 10 Uhr beginnt eine kur-
ze Kundgebung in Bahnhofs-
nähe, dann zieht der De-
monstrationszug zum Fon-
taneplatz, wo ein Fest unter
Beteiligung von Parteien,
Bündnissen, Organisationen

und Sportverbänden statt-
finden wird.

Infos unter: http://info-
riot.de/ artikel/nazis-ge-
ben-auf-aber-wir-machen-
weiter

Bundesweite Erwerbslosen-
Demo gegen Hartz IV. 
Wir wollen nicht jammern
und nicht betteln. Wir wollen
Krach schlagen – mit Töpfen
und Kochlöffeln, Spaß und
Selbstbewusstsein. 
Wir wollen demonstrieren,

dass  Erwerbslose sich nicht
beschimpfen und verhöhnen
lassen. 

Treffpunkt: Oldenburg,
13.00 Uhr, Hauptbahnhof,
Südseite.

Mit dem „Europäischen Aktionstag“
am 29.September 2010 begann eine
Reihe von Aktionen, die sich durch
den gesamten Herbst ziehen. DIE
LINKE ruft zu den Protesten von Ge-
werkschaften und sozialen Bewe-
gungen auf und bringt sich aktiv
ein. Es wird zahlreiche Veranstal-
tungen, Demonstrationen und Ak-
tionen gegen die sozialen Missstän-

de und das Kürzungspaket in den
Ländern und Kommunen geben. Am
30.September begannen die Proteste
in Potsdam mit der Enthüllung eines
Großplakates auf dem Platz der Ein-
heit durch den Fraktionsvorsitzenden
der LINKEN im Bundestag, Gregor
Gysi, gemeinsam mit Dr. Hans-Jür-
gen Scharfenberg.

(Weiter zu Hartz IV auf Seite 9)

Proteste gestartet in ganz
Deutschland

Nazis geben auf, aber 
wir machen weiter
Keine rechte Demo am 9. Oktober in Königs
Wusterhausen/Antifa demonstriert/Das Tor
bleibt zu!

„Wir wollen Krach schlagen“
Kommt am 10.Oktober nach Oldenburg,
bringt Kochtöpfe und Kochlöffel mit!
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Integrationspreis der Landeshauptstadt Potsdam
Am 12. September 2010 fand in
der Reithalle A des Hans – Otto-
Theaters die Verleihung des In-
tegrationspreises 2010 der Lan-
deshauptstadt statt. Mit dessen
Auslobung verfolgt die Stadt
das Ziel, besondere Leistungen
auf dem Gebiet der Integration
zu würdigen. Wie auch in den
vergangenen 6 Jahren hatten
sich wieder zahlreiche Initiativen
und Vereine mit Projekten, die
der Integration dienen, bewor-
ben. Entsprechend dem Be-
schluss der Stadtverordneten
werden von einer unabhängigen
Jury 3 Preisträger ermittelt, für
die ein Preisgeld von insgesamt
1000 Euro bereitgestellt wird.
Die PRO POTSDAM stiftet all-
jährlich einen „Sonderpreis Nach-
barschaft“.  Die festliche Veran-
staltung moderierte in gewohnt
charmanter Weise Tim Jaeger.
Vor der Reithalle A wurden die
Gäste von den Mitgliedern der
Schule der Künste  „InteGrazia“
in bezaubernden Märchenkos -
tümen begrüßt, und im Saal

sorgte der Chor International
Potsdam für eine gute Stim-
mung. Nach der Begrüßung
durch den Oberbürgermeister
sahen die Gäste einen Film,  in
dem jedes Projekt vorgestellt
wurde. 

Im Anschluss daran gab es für
alle Bewerber Blumen sowie die
Film–DVD. Dann kam der große
Moment der Auszeichnungen:
1. Preis: „Nachbarn leben mit-

einander - 1. Schlaatzer Nach-
barschaftskonferenz“, 
eingereicht vom Verein Soziale
Stadt e.V.   

2. Preis: „LEBENSWEGE, HELDEN-
TATEN von Kindern und Ju-
gendlichen in der Zeit des
Nationalsozialismus – Ein Le-
sebuch für Schülerinnen und
Schüler“
eingereicht von Herrn Davyd
Rozenfeld

3. Preis: „Grün bewegt – Inte-
gration am Schlaatz“ 
eingereicht vom Brandenbur-
gischen Kulturbund e.V.

Den Sonderpreis der Pro Potsdam
erhielt der Kleingartenverein
„Freundschaft 2001“ e.V.  
eingereicht durch den Verband
der Garten- und Siedlerfreunde
e. V., Potsdam. 

Abschließend möchte ich mich
auf diesem Wege bei allen Be-
werbern für Ihr Engagement be-
danken. Dank sage ich an dieser
Stelle auch allen Beteiligten, den
Mitgliedern der Arbeitsgruppe,
die schon im Januar eines jeden
Jahres die Veranstaltung vorbe-
reitet, den Mitgliedern der Jury,

denen die schwere Aufgabe zu-
fällt, aus vielen guten und sehr
guten Projekten die besten aus-
wählen zu müssen und nicht
zuletzt beim Hans – Otto – Thea-
ter, wo wir das gute Gefühl hat-
ten, willkommen zu sein.

Liebe LeserInnen, ich hoffe, ich
habe Sie neugierig gemacht. Ich
würde mich freuen, Sie bei der
Preisverleihung im kommenden
Jahr begrüßen zu dürfen. 

Birgit Müller
1. Stellvertreterin des Vor-
sitzenden der Stadtver-
ordnetenversammlung 
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Zwölf Bewerber 
für den Integrationspreis 2010
Folgende zwölf Bewerbungen
wurden in der Geschäftsstelle des
Migrantenbeirates der Landes-
hauptstadt Potsdam eingereicht:
1. „Lebenswege, Heldentaten von
Kindern und Jugendlichen in der
Zeit des Nationalsozialismus. Ein
Lesebuch für Schülerinnen und
Schüler“, Einreicher: Herr Davyd
Rozenfeld
2. „Istotschnik“, Träger: Gesell-
schaft für Inklusion und Soziale
Arbeit e.V.
3. „Christlich-jüdische Zusam-
menarbeit in Potsdam“, Träger:
Gesellschaft für christlich-jüdi-
sche Zusammenarbeit in Pots-
dam e.V.
4. „Going Public - Man müsste
mehr voneinander wissen“, Trä-
ger: Internationales Center für
Deutsche und Immigranten e.V.
5. „Musik und Bewegung verbin-
det und hält fit“, Träger: Interna-
tionales Center für Deutsche und
Immigranten e.V.
6. „1. Vietnamesischer Unterneh-
mertag“, Träger: Thang Long - Ar-

beitsgemeinschaft vietnamesi-
scher Unternehmen e.V.
7. „Grün bewegt - Integration am
Schlaatz“, Träger: Brandenburgi-
scher Kulturbund e.V.
8. „Kleingartenverein `Freund-
schaft 2001`e.V.“, Träger: Klein-
gartenverein `Freundschaft
2001`e.V.
9. „Tanzsport des Eisenbahner-
Sportvereins Lokomotive Pots-
dam e.V.“, Träger: Eisenbahner-
Sportverein Lokomotive Potsdam
e.V.
10. „´Potsdam bekennt Farbe´ -
der Ball ist rund und bunt wie die
Welt und die Menschen“, Träger:
Embassy-Cup e.V.
11. „Nachbarn leben miteinander.
1. Schlaatzer Nachbarschaftskon-
ferenz“, Träger: Verein Soziale
Stadt e.V.
12. „Reine Männersache“, Träger:
Verein Soziale Stadt e.V. und das
KIBuZ (Kultur,- Integrations- und
Begegnungszentrum der Zentral-
wohlfahrtsstelle der Juden in
Deutschland)

Zur Halbzeit der Vorschlagsvo-
tierung des aktuellen Bürger-
haushalts haben bereits mehr
als 3000 Potsdamerinnen und
Potsdamer für ihre Favoriten ge-
stimmt. Mit diesem Zwischener-
gebnis lässt sich bereits jetzt -
zur Mitte der Votierung - ein wei-
terer Anstieg der Teilnehmerzahl
verzeichnen. Zum Vergleich: Im
letzten Jahr beteiligten sich bis
zum Ende der Abstimmung etwa
4000 interessierte Bürgerinnen
und Bürger. 

Unter den aktuellen Favoriten
der Potsdamerinnen und Pots-

damer befinden sich der Wunsch
zur Herstellung von Freizeitfuß-
ballplätzen am Babelsberger Park,
die Forderung nach einem bes-
seren Betreuungsschlüssel in
Potsdamer Kindertagesstätten,
der Appell einer langfristigen Lö-
sung zum Weiterbetrieb des al-
ternativen Kulturzentrums „Ar-
chiv“ und die Anregung einer
stärkeren Bürgerbeteiligung bei
der Nahverkehrsplanung.

Weiterhin sind derzeitig auch
erstmals Empfehlungen zu Ein -
sparungen, wie die Einführung
einer Touristenabgabe sowie die

Erhöhung von Hundesteuern, un-
ter den höchstplatzierten Ideen
vertreten. 

Die endgültigen Ergebnisse der
Votierung stehen jedoch noch
nicht fest.

Noch etwa zwei Wochen – bis
zum 17. Oktober 2010 – besteht
auf der Website des Rathauses
unter www.potsdam.de/buer-
gerhaushalt die Möglichkeit, über
37 Vorschläge der Bürgerinnen
und Bürger abzustimmen. Ab-
stimmungsmaterialien sind im
Bürgerservice und auch im Brief-
wahlbüro im Stadthaus erhältlich. 

Alle Potsdamerinnen und Pots-
damer sind dazu aufgefordert,
sich aktiv zu beteiligen. Teilnah-
meberechtigt sind Einwohnerin-
nen und Einwohner mit Haupt-
oder Nebenwohnsitz in Potsdam,
die mindestens 14 Jahre sind. Pro
Person dürfen insgesamt maxi-
mal fünf Punkte vergeben wer-
den. Anonyme Abstimmungen
sind nicht zugelassen.  

Ziel der Votierung ist es, eine
repräsentative Auswahl der 20
wichtigsten Vorschläge des Bür-
gerhaushalts 2011 zu ermitteln.

Diese Empfehlungen der Bür-
gerschaft sollen dann als Ergeb -
nis am 3. November 2010 der
Stadtverordnetenversammlung
zur Entscheidung übergeben
 werden. 

Halbzeit der Votierung zum Bürgerhaushalt 2011: 

Steigende Teilnehmerzahl
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Stimmen und
Meinungen
Ich schlage bei allen wichtigen
Fragen regelmäßige öffentliche
Umfragen im Internet vor. Die
„Basta!“-Kultur muss ein Ende
haben…Ich hätte gerne seine
Fähigkeit immer als „Strahle-
mann“ in die Kamera zu blicken.
Verschont bleiben möchte ich
von seiner Beratungsresistenz.
Barbara Richstein, CDU

Marek Thutewohl, noch am
Wahlabend auf dem Restaurant-
schiff „John Barnett“ wieder zum
Vorstandsvorsitzenden der Pots-
damer Piratenpartei gewählt,
freute sich, besser abgeschnitten
zu haben als Marcel Yon von der
FDP. Eine Stichwahlempfehlung
gab Thutewohl nicht: „Die Men-
schen können selber denken und
sich für das geringere Übel ent-
scheiden“.

„Ziel erreicht: Ich habe mehr
Stimmen als der FDP-Kandidat
und unser Ergebnis von 2002 um
100 Prozent verbessert. Vier Pro-
zent der Potsdamer wollen ganz
offenbar kostenlosen öffentlichen
Nahverkehr, kostenloses Schules-
sen, bezahlbaren Wohnraum –
die Verwaltung sollte sich Gedan-
ken machen, wie sie diese The-
men umsetzt.“ 
Benjamin Bauer, Kandidat der
Wählergruppe „Die Andere“ 

Das soziale Potsdam hat gewon-
nen…Die Gegner von Freiland ha-
ben alle verloren…Jakobs sollte
jetzt endlich das Rückgrat haben
und seinen Weg ohne diese
unsägliche Rathauskooperation
gehen.
Dirk Harder, „Freiland“-Betreiber 

„Jedem, der nicht wählen geht,
dem spreche ich das Recht ab,
über die Politik in Potsdam zu
meckern.“
Peter Daniel, Vorsitzender des
Vereins Berliner Vorstadt

Schade, dass so wenig Potsdamer
gezeigt haben, dass sie einen
Wechsel wollen.
Anita Tack, Stadtverordnete und
Umweltministerin

„Offenbar haben Herrn Yon von
der FDP nur seine Familienmit-
glieder und ein paar Freunde
gewählt…Scharfenbergs Nieder-
lage hat nicht am Kandidaten ge-
legen. Die unterdurchschnittliche
Wahlbeteiligung ist den LINKEN
ins Kontor geschlagen; wir haben
nicht ausreichend Wähler mobili-
sieren können. Ich hoffe, dass
man nach dieser Wahl mit der
SPD endlich über Inhalte reden
kann.
Günther Waschkuhn, 
Kreisvorsitzender DIE LINKE

Mit LINKEN ist auch weiterhin zu rechnen
Es sei daran erinnert, dass wir
Politik nicht für unsere Egos, son-
dern für die Menschen machen.
DIE LINKE steht für „Ein Potsdam
für Alle“. Und das erreichen wir,
wenn wir uns auf unsere politi-
schen Aufgaben besinnen – auf
die Wünsche und Sorgen der
Menschen. Die Wahl ist beendet
– nun geht die Arbeit los. Die
nächste Wahl ist zwar erst in drei
Jahren, falls es die schwarz-gelbe
Bundesregierung solange mit
sich aushält. Zeit zum Nachden-
ken und Analysieren – aber nicht
so lange. Denn Selbstbeschäfti-
gung ist kein taugliches Mittel
in der Politik! 

Zuerst sei allen gedankt, die
auf den Straßen und Marktplät-
zen ihren Mann bzw. ihre Frau
standen, um über linke Politik in
der Stadt zu reden, aufzuklären
sowie die Bürger von linken In-
halten zu überzeugen. Ich danke
allen, die sich aktiv am Wahl-
kampf beteiligt haben – an den
Ständen, bei Verteilaktionen, im
Straßenwahlkampf und bei der
Plakatierung. Dank auch an un-
seren Kandidaten Hans-Jürgen
Scharfenberg für sein engagiertes
und kompetentes Auftreten und
seinen Einsatz bis an die Grenzen
der Belastbarkeit. Dank auch an
die Wähler, die dem OB-Kandi-
daten ihr Vertrauen schenkten.
DIE LINKE Potsdam gratuliert
natürlich auch dem neuen und
alten Oberbürgermeister Jann
Jakobs. Wir werden ihn und seine
Arbeit in den nächsten acht Jah-
ren konstruktiv begleiten und,
so es nötig sein wird, ihn an seine
Wahlversprechen erinnern. 

Hier nun kurz die nackten Zah-
len: Dr. Hans-Jürgen Scharfenberg
holte am 19.9.2010 19.164 Stim-

men, das sind 33,1 Prozent. Am
3.10. waren es 20.768 Stimmen
und er erreichte somit 39,2 Pro-
zent. Es reichte nicht. Trotzdem:
Es waren immerhin 1.604 Stim-
men mehr als beim ersten Wahl-
gang.  Jann Jakobs erreichte in
der Hauptwahl 24.180 Stimmen,
das sind 41,7 Prozent. Zwei Wo-
chen später waren es 32.190 Stim-
men und damit 60,8 Prozent. In
Mehr-Stimmen: 10.992. Und wo-
her kamen die?

Der Kandidat der „Rathaus-Ko-
operation“ Jann Jakobs hat die
Mehrheit weniger der „Strahl-
kraft“ seiner Politik zu verdanken
als vielmehr der Allianz derjeni-
gen, die Hans-Jürgen Scharfen-
berg verhindern wollten. Der
Wahlaufruf, den CDU, Grüne und
FDP im Vorfeld der Stichwahl für
Jakobs abgegeben hatten, hat
für eine „Stimmenverlagerung“
hin zu Jakobs gesorgt. Dieser
„Verhinderungswahlkampf“, der
den großen Unterschied zu der
OB-Wahl 2002 ausmacht, hat ge-
wirkt. Gleichzeitig müssen wir
feststellen, dass in vielen „Hoch-

burgen“ der LINKEN unterdurch-
schnittliche Wahlbeteiligungen
zu verzeichnen sind. 

In den Stadtteilen Babelsberg,
in der Brandenburger Vorstadt,
in der Innenstadt, in Bornstedt
und in den neuen Ortsteilen holte
Jakobs jene großen Stimmen-
mehrheiten, die letztlich seine
Wiederwahl mit 11.422 Kreuzen
Vorsprung möglich machten

Natürlich erfüllt dieses Ergebnis
nicht unsere Erwartungen – es
ist aber beileibe kein Grund, die
Köpfe hängen zulassen. Es wird
zum Beispiel interessant werden,
die weitere Entwicklung des „Rat-
haus-Zweckbündnisses“ zu ver-
folgen. Parteien, deren Vorstel-
lungen in vielen Themenfeldern
(Sozialpolitik, Wohnungsfrage,
Jugendkultur usw.) auseinander-
driften, wie wollen diese eigent-
lich ein Potsdam für Alle gestal-
ten?!

Das Leben wird nach vorn ge-
lebt und nach rückwärts verstan-
den. Deshalb werden die sowohl
in der schlechten Wahlbeteiligung
als auch im Wahlergebnis ent-

haltenen Aussagen sachlich ana-
lysiert, um aus den an uns ge-
richteten Fragen zukunftsfähige
Antworten zu finden. Wie z.B.,
warum es oft nicht gelingt, lo-
kalen Bürgerprotest auch in Wahl-
verhalten für DIE LINKE zu ver-
wandeln? Ist das inhaltliche Profil
in Potsdam hinreichend bekannt
oder muss es geschärft werden?
Wie können „neue Zielgruppen“
in Potsdam (Zuwanderer/Jugend-
liche) besser erreicht werden?
Welche Bündnispartner gibt es
für die strategischen Ziele und
wie kann man zukünftig zusam-
menarbeiten? Natürlich muss
auch über das personelle Tableau
geredet werden. Aber einfache
Antworten gibt es auch hier nicht.
Ein erstes Fazit: Gemeinsam muss
die LINKE an einem politischen
und personellen Konzept arbei-
ten, welches die Jugend ein-,  aber
die Älteren nicht ausschließt.
Denn gerade in Potsdam gibt es
viele junge Linke, die ein anderes
politisches Angebot brauchen.
„Die Milieus entwickeln sich in
Potsdam sehr dynamisch, da
braucht auch die Linke ein zu-
kunftsfähiges Angebot“, so der
Politologe Dr. Jochen Franzke. 

DIE LINKE wird auch nach der
OB-Wahl konstruktiv und beharr-
lich die Stadtpolitik begleiten
und in gewohnter Art und Weise
Impulse setzen. Versprochen! Die
Bürger können uns die nächsten
Jahre anhand unserer Wahlaus-
sagen messen. 

DIE LINKE bleibt auch weiterhin
Ansprechpartner für soziale und
bürgernahe Politik. Der Wettbe-
werb um politische Inhalte und
deren Umsetzung hat begonnen. 

Sascha Krämer

Gute Taten statt Plakate(n)
DIE LINKE hatte bekanntlich die anderen Parteien und OB-Kandidaten
im Vorfeld des OB-Wahlkampfes dazu aufgerufen, sich z. B. mit der
Wahlplakatierung an ein erträgliches Maß zu halten. Die anderen
Kandidaten gingen nicht auf dieses Angebot ein. Außerdem nutzte
DIE Potsdamer LINKE und ihr Kandidat Dr. Hans-Jürgen Scharfenberg
dieZeit für viele gute Taten. Hier eine Auswahl: 
P Blutspende beim DRK 
P Spendenübergabe in Höhe von 300 Euro an das Asylbewerberheim

Potsdam 
P Verlosung von Fußballtickets für das DFB-Pokalspiel Babelsberg 03

vs. Stuttgart 
P Grillen für die Potsdamer Suppenküche 
P Verteilung von 200 Äpfel im Zuge der Aktion „Gesundes Obst für ei-

nen guten Start ins Schuljahr“ vor der Weidenhof-Grundschule am
Schilfhof im Stadtteil Schlaatz 

P Spendensammlung für eine Kühltruhe für die Potsdamer Tafel 
P Übergabe der gepflückten Äpfel an die Kinder der Kita Kinderland

am Schlaatz 
P Übergabe der dringend benötigten Kühltruhe an die Ausgabestelle

der Potsdamer Tafel in der Schopenhauerstraße. 
P Übergabe von 20 Bällen an die Grundschule „Am Priesterweg“ 
P Spende von 250 Euro an den VVN-BdA Brandenburg

DANK AN DAS WAHLKAMPFTEAM
Trotz zwei harter Monate im Wahlkampf lachte das Wahlteam von Hans-
Jürgen Scharfenberg in unsere Kamera. Unser besonderer Dank also an Evi
Dahme, Ingo Korne, Andrea Gruwitz, Jana Schulze, Sascha Krämer (Chef
des Teams), Detlef Janson und Moritz Kirchner (v.l.n.r.).



4 kalenderblätter Potsdams andere Seiten · Oktober 2010

Am 07. Oktober 1750 erließ der
Obrist Friedrich v. Retzow, Kom-
mandant zu Potsdam, im Auf-
trage Friedrich II. den Aufruf zur
Besiedlung der zu bauenden We-
bercolonie nahe Potsdam. Damit
folgte er der Linie der Hohen-
zollern, dass das Land nur dann
blühen kann, wenn es peupliert,
also gut bevölkert ist. Das hatte

schon der Kurfürst Friedrich Wil-
helm mit den Hugenotten er-
folgreich gehandhabt. Warum
also nicht auch mit den verfolg-
ten evangelischen Christen in
Böhmen so verfahren? Entschei-
dend war, dass Menschen ins
Preußische fanden!

Also wurde ihnen versprochen,
„…dass sie nebst ihren Familien,

sich reichlich und ehrlich erneh-
ren können…“ 

Doch mit dem Einhalten von
Versprechungen hielten es die
Preußen nicht so genau. Das
Elend der Weber – und da sind
die aus Nowawes nicht auszu-
nehmen – wurde im 18. Jahr-
hundert sprichwörtlich. Und
auch die gleichfalls versproche-

nen 50 Taler bei Arbeitsaufnah-
me erhielten längst nicht alle
Ankömmlinge. Die ersten fünf
Familien kamen in den Genuss
der ganzen Summe, die nächsten
44 Familien bekamen nur je 20,
die folgenden 44 nur je 10 Taler
und 12 Groschen und endlich
die letzten 63 böhmischen Fa-
milien nur je 4 Taler. 

Versprechen und Wirklichkeit anno 1750

Der HO-Kreisbetrieb gedachte
ganz in der Nähe des Bahnhofs
Charlottenhof eine neue Gast-
stätte zu eröffnen. Doch wie sollte
sie heißen? Die „Märkische Volks-

stimme“ forderte zum Mitsuchen
auf und es beteiligten sich 257
Potsdamer. Am 21. Oktober 1950
erhielt die Gaststätte ihren Na-
men. Von den durchaus ernst ge-

meinten Vorschlägen – u.a. „Won-
newanne“, „Lecker-Schmecker-
Stübchen“, „Stille Liebe“ und
„Freudenbrücke“ –  hatte sich
„Charlottenhof“ durchgesetzt. 

Namenssuche

Im Donnerhall der November-
revolution hatte Wilhelm II. ab-
gedankt und hatte sich nach
Doorn abgesetzt. Doch auf das,
was sein Geschlecht in Jahr-
hunderten zusammengerafft
hatte, wollte er nicht verzichten.
Am 12. Oktober 1925 legte das
preußische Finanzministerium
einen  „Vertrag über die Ver-
mögensauseinandersetzung
zwischen dem Preußischen
Staat und den Mitgliedern des
vormals regierenden Preußi-
schen Königshauses“ vor. Dieser
Vertrag fand jedoch keine Mehr-
heit. Am 23.November 1925 wur-
de im Reichstag ein Gesetz be-
schlossen, das  sollte die Länder
ermächtigen, in den Auseinan-
dersetzungen mit den ehema-
ligen Fürstenhäusern Landes-
gesetze zur Regelung der Ver-
mögensstreitigkeiten zu verab-
schieden. Am 25. November
1925, initiierte die KPD ebenfalls
einen Gesetzentwurf. Dieser sah

keinen Interessenausgleich zwi-
schen den Ländern und den
Fürs tenhäusern vor, sondern
eine entschädigungslose Ent-
eignung. Die Ländereien sollten
an Bauern und Pächter über-
gehen, Schlösser sollten zu Ge-
nesungsheimen umfunktioniert

werden oder zur Linderung der
Wohnungsnot dienen, das Bar-
vermögen sollte schließlich
Kriegsbeschädigten und Hin-
terbliebenen zukommen.

So kam es am 20. Juni 1926 in
der Sache zur so genannten
„Fürstenabfindung“ einen Volks-

entscheid, der jedoch nicht die
erforderliche Mehrheit fand.
Daher war es dem preußischen
Landtag möglich, ein entspre-
chendes Gesetz am 26. Oktober
1926 zu beschliessen.

Demnach verblieben den Ho-
henzollern in Potsdam und Ba-
belsberg: Schloss und Park Ba-
belsberg, Villa Liegnitz, Villa
Quandt, Villa Ingenheim, Villa
Alexander, Kolonie Alexandro-
wka mit Kapellenberg, Matro-
senstation am Jungfernsee,
Neue Königstraße 20 (heute
Berliner Straße), Kaiser-Wilhelm-
Str. 29 (heute Hegelallee), Wein-
berg am Obelisk mit Marien-
straße 25 (heute Gregor-Men-
del-Straße), Allee nach Sanssouci
8, Schloss Lindstedt und in Bor-
nim die Dorfstr. 36/37. Hinzu
kam noch das Wohnrecht im
Schloss Cecilienhof für die Ex-
Kronprinzenfamilie. – Die
Preußen sorgten schon sehr gut
für ihren ehemaligen Herrscher.

Geschenke an den Ex-Kaiser

Oktober 1750

Oktober 1950

Oktober 1925

Es gab durchaus Zeiten bei der
Babelsberger DEFA, in denen
Weltoffenheit praktiziert wurde.
So Ende der 50er Jahre – da dreh-
te der am 02. August 1980 ver-

storbene französische Regisseur
Louis Daquin  in Babelsberg den
Film « Trübe Wasser“, eine Balzac-
Verfilmung.  1958 war der fran-
zösische Physiker und Präsident

des Weltfriedensrates Jean Fre-
deric JoliotCurie verstorben. Ihm
zu Ehren wurde am 29. Oktober
1959 die Französische Straße
umbenannt. Und das neue

Straßenschild enthüllte der Fran-
zose Louis Daquin. 

Ein Franzose enthüllt das Schild für die Joliot-Curie-Straße

Oktober 1959

Am 12. Oktober 1955 rief ein „In-
itiativkomitee zur Gründung der
Gesellschaft zur Verbreitung wis-
senschaftlicher Kenntnisse Pots-
dam-Stadt“ auf, „…nicht hinter
der im Licht fortschreitenden
Gesellschaft im Dunkel der Ver-
gangenheit zurückbleiben. Des-

halb rufen wir alle Potsdamer
Bürger auf, die durch die Gesell-
schaft zur Verbreitung wissen-
schaftlicher Kenntnisse gegebe-
nen Möglichkeiten zur Bereiche-
rung des Wissens voll auszunut-
zen, um so mit den Gesetzen
der Natur und Gesellschaft ver-

traut zu werden.“ Der Aufruf
fand offene Ohren, denn bereits
am 27. Oktober 1955 fand die
ers te Veranstaltung der Potsda-
mer URANIA statt – und sie wur-
de ein Meisterstück! Unter dem
Motto „100 Minuten das Aktu-
ellste“ sprachen fünf namhafte

Referenten zu aktuellen politi-
schen und geistig-kulturellen
sowie wissenschaftlich-techni-
schen Problemen in sage und
schreibe nur 100 Minuten! Da
waren die Zuhörer des Staunens
in mehrfacher Hinsicht voll.

-rt 

Nicht im Dunkel der Vergangenheit zurückbleiben

Oktober 1955
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Eine Rampe
für’s Klinikum
muss her!
Zu den vom Potsdam-Fernse-
hen veröffentlichten Informa-
tionen, dass am Eingang des
zurzeit im Bau befindlichen
neuen Eingangsbereiches kei-
ne Rampe für Menschen mit
und ohne Behinderungen vor-
gesehen ist, erklärt die sozi-
alpolitische Sprecherin der
Fraktion DIE LINKE, Jana Schul-
ze: 

Eine Rampe für’s Klinikum
muss her! Ich fordere die für
die Neugestaltung des Ein-
gangsbereiches am Klinikum
„Ernst von Bergmann“
gGmbH Verantwortlichen auf,
die derzeitigen Bauarbeiten
zu stoppen und die Planungen
zu ändern. Ich unterstütze die
Forderungen des Potsdamer
Behindertenverbandes und
des Landesbehindertenver-
bandes Brandenburg nach ei-
ner sofortigenUmsetzung des
Baus einer Rampe. Im Haupt -
eingang, dem Aushängeschild,
des Krankenhauses ist es für
Rollstuhlfahrer und Menschen
mit einem Kinderwagen
schwer möglich, reinzukom-
men. Ja, es gibt einen kleinen
Fahrstuhl – aber der ist einfach
zu klein für alle die, die not-
wendigerweise in das Kran-
kenhaus müssen. Deshalb for-
dere ich im Interesse aller Pa-
tienten und Besucher eine
Rampe für´s Klinikum! 

Jana Schulze
sozial- und gesundheits-
politische Sprecherin der
Fraktion DIE LINKE

Die Idee ist gut – doch warum erst jetzt?
In Zeiten des Wahlkampfes muss
man inhaltlich punkten, Ideen
haben und auch mal nach vorne
preschen. Nach acht Jahren
Amtszeit kommt der Oberbür-
germeister zu der Erkenntnis,
dass die Plattenbaugebiete in
Potsdam Stadtteilräte brauchen.
Was hinderte ihn eigentlich dar-
an, dies nicht schon längst ein-
zuführen?! Die dortigen Proble-
me sind bekannt – spätestens
nach seiner Kandidatur zur letz-
ten Kommunalwahl auch Herrn
Jakobs. DIE LINKE hat sich immer
für Bürgerbeteiligung und  In-
teressenvertretungen der  Neu-
baugebiete ausgesprochen und
das zum wiederholten Male. 

Doch seine (Neu-)erkenntnis
– seine Idee – ist nicht seine
allein und sie ist schon seit 15
Monaten Beschlusslage. Bereits
am 1. April 2009 brachten die

Fraktion CDU/ANW, SPD und DIE
LINKE einen Antrag ein: „Die
Stadtverordnetenversammlung
gründet nach § 12 der Haupt-
satzung die Stadtteilräte
„Stern/Drewitz/Kirchsteigfeld“
und „Waldstadt/Schlaatz“ als
Beratungsgremien. Als Ge-
schäftsgrundlage der Stadtteil-
räte wird Anlage 1 beschlossen.“
So geschehen am 6. Mai 2009.
Seit dieser Zeit sind rund 15 Mo-
nate ungenutzt ins Land gezo-
gen – ohne dass etwas geschah.
Mit einer rechtzeitigen Arbeits-
aufnahme hätten die Beiräte
wichtige Vorhaben in den beiden
Sozialräumen schon in 2009 be-
gleiten können. So z.B. bei der
Planung der „Gartenstadt
Drewitz“.

Es riecht also schon ein wenig
nach Wahlkampf – diese plötz-
liche „Idee“ des Herrn Jakobs.

Wenn der Oberbürgermeister
es ernst meint und weniger
Wahlkalkül als echte Überzeu-
gung für diese Stadteile dahinter
steht, dann kann er sich der Un-
terstützung der LINKEN gewiss
sein.

In ihrer Sitzung am 1. Septem-
ber stimmten die Stadtverord-
neten sowohl für die Geschäfts-
grundlage als auch für die vor-
geschlagene Zusammensetzung
der beiden Gremien für die Ge-
biete Stern/Drewitz/Kirchsteig-
feld sowie Schlaatz/Waldstadt.
Nach einer kurzen Diskussion
wurde beschlossen, in den Stadt-
teilrat Schlaatz/Waldstadt zu-
sätzlich einen Vertreter des Mi-
grantenbeirates zu entsenden,
da sich dort das Asylbewerber-
heim befindet. 

Die Stadtteilräte sollen die
Stadtverordneten bei wichtigen

Fragen beraten. Dazu zählen un-
ter anderem die bauliche Ent-
wicklung sowie die Verwendung
öffentlicher Gelder. Neben je-
weils einem Vertreter der im
Stadtparlament vertretenen Par-
teien und Gruppen werden Bür-
gerinitiativen, die Wohnungs-
wirtschaft, der Arbeitskreis
„Stadtspuren“ sowie Mitglieder
der verschiedenen Fachbereiche
der Verwaltung dazu gehören –
insgesamt mehr als 16 Personen.
Das Geld für die Arbeit der Beirä-
te soll aus dem Programm „So-
ziale Stadt“ entnommen werden.
Wenn sie ihre Arbeit noch in
diesem Jahr aufgenommen ha-
ben, sollen sich die Stadtteilräte
selbst eine Geschäftsordnung
geben sowie einen Sitzungstur-
nus festlegen.

Dr. H.-J. Scharfenberg

Potsdam und seine Partnerstädte

Kontakte: Ja gerne! – Stelen: Nein danke!?
Bürger, Potsdamer Hochschul -
einrichtungen, Schulen, Künstler
erfüllen die bestehenden Städ-
tepartnerschaften mit Leben.
Freundeskreise, Vereine, Gesell-
schaften organisieren Städterei-
sen, Studenten- und Schüleraus-
tausche und Ausstellungen in
die sieben Partnerstädte.

Hinweise auf die bestehenden
Städtepartnerschaften sucht
man im Stadtteil jedoch verge-
bens. Einzig die Wappen der Part-
nerstädte im Foyer des Rathau-
ses weisen auf diese internatio-
nalen Kontakte hin.

Es gab schon verschiedene An-
läufe, öffentlich auf die Partner-
städte hinzuweisen, etwa auf
Ortseingangsschildern. Bisher
ohne Erfolg!

Mit unserem Antrag sollte der
Oberbürgermeister beauftragt
werden, die materiellen und fi-
nanziellen Voraussetzungen zu
schaffen, um das Projekt „Stelen
der Partnerstädte“ auf dem Lui-
senplatz erfolgreich zum Ab-
schluss zu bringen.

Am 1. September 2010 haben
die Stadtverordneten erneut eine
echte Chance vertan, diesen
peinlichen Zustand endlich auf-
zuheben.

Obwohl der Kulturausschuss
nach dreimaliger Beratung ein
positives Votum zu einem Antrag
DIE LINKE abgegeben hatte, wur-
de dieser von der Mehrheit in
der Stadtverordnetenversamm-
lung einschließlich dem Ober-
bürgermeister abgelehnt ohne
jede Begründung. 

Die Verwaltung informiert den
Hauptausschuss jährlich in ei-
nem Sachstandsbericht über Ak-
tivitäten zur Ausgestaltung der
Städtepartnerschaftsbeziehun-
gen. In dem Bericht für 2009
findet sich ein Abschnitt: „Dar-
stellung der Partnerstädte Pots-
dams im öffentlichen Raum –
Kooperation mit der Fachhoch-
schule Potsdam“. Dort erfährt
man, dass ein Student der FHS
im Februar 2009 einen Entwurf
vorgestellt hat, dem die Idee zur
Aufstellung von Partnerschafts-
Stelen auf dem Luisenplatz zu-
grunde liegt. Den Wettbewerb
dazu hatte die FHS Potsdam auf
Anregung der Verwaltung 2007
(!!!) ausgeschrieben. Eine Jury,

bestehend aus Vertretern der
FHS, Mitgliedern des Beirates
für Städtepartnerschaften, Ver-
tretern der Potsdamer Städte-
partnerschaftsvereine, Mitarbei-
tern verschiedener Bereiche der
Stadtverwaltung und einem Ver-
treter der Fa. Wall AG, hatte sich
für diesen Entwurf entschieden.
„Die Beteiligten waren sich alle
darin einig, dass die Installation
der Stelen auf dem Luisenplatz
ein Gewinn sowohl für den Platz
als auch für die internationale
Kommunikation sei“ – so im Be-
richt nachzulesen.

Die wesentlichen Fragen wa-
ren geklärt bzw. sind in Prüfung.
Die Architekten, die die Urhe-
berrechte für die Gestaltung des

Luisenplatzes besitzen, haben
dem Stelen-Entwurf und seiner
Umsetzung auf dem Luisenplatz
zugestimmt. Die Denkmalpflege
hat ihr okay gegeben. Mit der
Fa. Wall AG wurde bereits über
die Realisierung gesprochen. Sie
prüft die Bedingungen und Ko-
sten für die Produktion, den Auf-
bau und die Wartung der Ste-
len.

Was also hat die Stadtverord-
neten bewegt, sich gegen diesen
Antrag zu stellen?

Jedenfalls wird Potsdam so
seinem oft und viel gepriesenem
Image als weltoffene Stadt ganz
sicher nicht gerecht.

Sigrid Müller
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„Westkurve“ hofft auf Bürgerhaushalt
Als im Frühjahr 2010 die Bürger -
initiative „Westkurve“ auf ihrem
Sportareal an der Hans-Sachs-
Straße eine Demonstration mit
Schülern der anliegenden Schu-
len startete, waren von der SVV-
Fraktion DIE LINKE auch Frakti-
onsvorsitzender Hans-Jürgen
Scharfenberg und Hella Drohla
zugegen. Beide waren die einzi-
gen Stadtverordneten, die der
Einladung gefolgt waren und
sich vor Ort von den Problemen
der Anlage ein Bild machten
(„PaS“ Mai 2010/S.2 – siehe Fo-
tos). Und sie versprachen, an der
Sache dran zu bleiben.

DIE LINKE hielt Wort und
brachte in die SVV-Tagung am
2.Juni einen diesbezüglichen An-
trag ein. „Der Oberbürgermeister
wird beauftragt, alle Möglich-
keiten auszuschöpfen, um den
gemeinsamen Sportplatz der
Gerhart-Hauptmann-Grund-
schule und der Käthe-Kollwitz-
Oberschule zu sanieren und die
dringend benötigten Sanitärein-
richtungen zu errichten“ – so
der Antrag. Im darauf folgenden
Beschluss hieß es schließlich,
dass der OB beauftragt wird zu
veranlassen, dass der gemein-
same Sportplatz in die Prioritä-
tenliste der zu sanierenden
Sportanlagen der Landeshaupt-
stadt Potsdam aufgenommen
wird“. So weit die Beschlusslage
in der SVV. 

Ende September zog nun die
Bürgerinitiative „Westkurve“ ein
positives Jahresresümee. Im April
hatte noch Sebastian Köhler, El-
tern-Vertreter an der Gerhart-
Hauptmann-Schule, erklärt: „Bür-
ger haben seit 2007 weitgehend
in Eigeninitiative schon viel ge-

leistet (z. B. Beachvolleyballfeld
und Rutschenturm). Doch nun
möge doch auch die Stadt Pots-
dam das Ihre tun, um diesen
Platz endlich in einen würdigen
Zustand zu bringen. Vor allem,
was den Belag und Sanitäran-
lagen betrifft.“ „Auf der politi-
schen Bühne hat sich 2010 viel
bewegt“, sagte nun Ende Sep-
tember Daniel Zeller von der
Bürgerinitiative: „Bei einem Tref-
fen mit dem Kommunalen Im-
mobilienservice und den Archi-
tekten haben wir erste Planun-
gen besprochen.“ 

Wie sollte bzw. könnte es nun
weiter gehen? „Wir wünschen
uns Ballfangzäune hinter den
Fußballtoren, so dass dann viel-
leicht noch ein Kleinfeld für Bas-
ketball entstehen könnte“, sagte
Zeller. Gerade für den Schulsport
dringend benötigte Sanitäran-
lagen könnten schon im näch-
sten Jahr endlich aufgebaut wer-

den. „Die große Grundsanierung
des Sportplatzes wird wahr-

scheinlich aber erst 2012 erfol-
gen“, so Zeller. 

Dafür stehen verschiedene Va-
rianten zur Diskussion. Wegen
der geringeren Kosten zieht die
Bürgerinitiative einen einfachen
Tennenplatz einer Kunstrasen-
fläche vor. „Ein Rasenplatz wäre
auch Quatsch, weil er dafür viel
zu intensiv genutzt wird“, sagte
Zeller. „Wir wollen den Charakter
eines öffentlichen Bolzplatzes
nicht verändern.“ Ab Mitte Ok-
tober sollen der Bürgerinitiative
Arbeitskräfte aus dem Pro-
gramm „Arbeit für Brandenburg“
zur Verfügung stehen.

Die „Westkurve“ denkt noch
weiter, war in der Tagespresse
zu lesen. Ein Buddelkasten für
die Kleinsten soll her, denn bisher
besteht ab und zu noch ein „In-
teressenkonflikt“ zwischen de-

nen, die mit der Schippe buddeln
und jenen, die lieber Beachvol-
leyball spielen wollen. Auch eine
einfache Lichtanlage ist laut Zel-
ler angedacht: Bisher müssen
die ins Leben gerufenen Sport-
gruppen wegen der kurzen Tage
von Herbst bis Frühling zwangs-
pausieren. Die „Westkurve“ setzt
darauf, dass die Abstimmung
zum Bürgerhaushalt 2011 ihren
Forderungen Nachdruck verleiht. 

Am 9. Oktober soll mit einem
Fest der Abschluss der Saison
begangen werden. Ein Fußball-
turnier wird ausgetragen; erst-
mals kann der neu installierte
Grill probiert werden. Die Be-
wohner werden Kulinarisches
anbieten. Zur Krönung spielt –
fast schon traditionell - die Pots-
damer Band „Hasenscheiße“.

Der Tierheimneubau – eine Endlosgeschichte?
Eigentlich sollte den Tierheim-
neubau eine gemeinsame Ar-
beitsgruppe von Stadtverwal-
tung und Tierschutzverein Pots-
dam und Umgebung e. V. (TSV)
vorbereiten. So jedenfalls sah es
der Betreibervertrag von 2002
zum ehemaligen städtischen
Tierheim in Wildpark West vor.

Von einer gemeinsamen Ar-
beitsgruppe habe ich nichts
gehört. Denn einseitige Forde-
rungen der Stadt an den TSV zur
Vorlage von Bau- und Finanzie-
rungskonzepten können kaum
als gemeinsames Herangehen
an die Errichtung eines neuen
Tierheimes bezeichnet werden. 

So war dieser Weg zu einem
neuen Tierheim von vornherein
zum Scheitern verurteilt. Die
Stadt verabschiedete sich 2007

vom TSV und initiierte einen Be-
schluss der Stadtverordneten-
versammlung, die Errichtung ei-
nes Tierheimes ggf. ohne TSV zu
realisieren, schließlich europa-
weit auszuschreiben und dem
TSV zu kündigen. Doch auch hier
beließ es die Stadtverwaltung
bei der Absichtserklärung. Nur
dem TSV wurde gekündigt. Statt-
dessen informierte sie im März
2008 nun, nur die Leitung zur
Fremdtierbetreuung, nicht aber
einem Tierheimneubau europa-
weit ausschreiben zu wollen. Ge-
gebenenfalls vorhandene Bau-
lichkeiten könnten so genutzt
werden. Hatte die Stadtverwal-
tung da schon Ideen und zu wel-
chem Zweck?

Zum Erfolg wurde jedoch auch
diese Ausschreibung nicht ge-

führt. Sie wurde aufgehoben.
Denn auf wundersame Weise
ward mit einmal die Idee gebo-
ren, einem Tierheimbetrieb mit
einem Therapieangebot für pfle-
gebedürftige Menschen zu rea-
lisieren. Auf meine Nachfrage
informierte der Oberbürgermeis -
ter im September 2008 wieder-
holt, dass hierzu die unterschied-
lichsten Erfahrungen und Be-
spiele bekannt seien. Erstaunlich
nur, dass im Ergebnis des durch-
geführten Ausschreibungsver-
fahrens nur Vereine ihr Interesse
bekundeten, die bislang solche
Erfahrungen nicht hatten. Ich
frage mich: Was sind die Gründe
für das immer noch verfolgte
„Kopplungsgeschäft“?

Im Übrigen scheiterte bekann-
termaßen der erste zusammen-

gebastelte Kopplungsversuch
zwischen Tiertafel e. V. und Tre-
berhilfe e. V. Letztere war wegen
ihres nicht nur uneigennützigen
Geschäftsgebarens in die Schlag-
zeilen geraten. 

Auch der zweite „Kopplungs-
versuch“ – diesmal zwischen
Tiertafel e.V. und der gerade erst
gegründeten Gesellschaft für
berufliche Bildung e.V. (GBB) –
scheiterte. Der TSV klagte im Au-
gust 2010 erfolgreich vor der Ver-
gabekammer des Landes Bran-
denburg gegen diese Vergabe-
entscheidung. Das Ausschrei-
bungsverfahren habe den TSV
nach Ansicht der Kammer in sei-
nen Rechten verletzt. Im Übrigen
gibt es nach Recherchen einer
Potsdamer Tageszeitung Indizien
für Verbindungen zwischen Tre-

berhilfe e.V. und der eben ge-
gründeten GBB.

Die Geschichten um den Tier-
heimneubau können nur zu einer
Schlussfolgerung führen: Die
Stadt muss endlich den klaren
Weg der Errichtung eines Tier-
heimes für die Fundtier- und Ver-
wahrtierbetreuung und -vermitt-
lung ohne die konstruierte Kopp-
lung mit einem sozialtherapeu-
tischen Projekt beschreiben. Für
die Forderung sozialtherapeuti-
scher Projekte bedarf es keines
Tierheimbaues, wohl aber für –
die im Übrigen pflichtige Auf-
gabe der Stadt – zur Fund- und
Verwahrtierbetreuung und  -ver-
mittlung. Und die Stadt muss
endlich auf den TSV als deren
natürlichen Partner hierbei zu-
gehen. Brigitte Oldenburg
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Gedenkkultur
in Potsdam
Während in Potsdam die
Garnisonkirche mit viel Geld
zu einem Begegnungsort
wiederaufgebaut werden
soll, der für viele fragwürdig
ist, fallen anderswo die Über-
reste antifaschistischer Ge-
denkkultur in sich zusammen
oder werden aus dem gesell-
schaftlichen und politischen
Leben ausgeblendet. Die Ge-
samtheit der Potsdamer Erin-
nerungskultur wurde in den
letzten Jahren vernachläs-
sigt. Das hat auch der Ober-
bürgermeister der Stadt Pots-
dam Jann Jakobs zu verant-
worten. Die Stadt hat sich le-
diglich einige mediale Rosi-
nen „raus gepickt“. Es ist ein
er heb li ches Un gleich ge wicht
im of fi zi el len Um gang mit
Stadtgeschichte erkennbar.
Wäh rend die politischen Ver-
antwortlichen die Stadt -
schloss- Fun da men te lie be voll
um sorgen und der Garnison-
kirche innerstädtische Filet-
stücke kostenlos servieren,
werden Zeug nis se an ti fa -
schis ti schen Er in nerns und
der bürgerlichen Revolution
vernachlässigt. Das muss sich
unter dem neuem Oberbür-
germeister ändern. Potsdam
besteht neben Stauffenberg,
Tresckow und den Hohenzol-
lern u.a. auch aus Karl Lieb-
knecht, Max Dortu und den
antifaschistischen Kämpfe-
rinnen  und Kämpfern im In-
und Ausland.

Für „Reinhold-Mohr-Ufer“ am Luftschiffhafen
Verein „ArchitraV“ e.V. regt Straßenbenennung in Potsdam-West an/Kulturausschuss wird beraten

Der Potsdamer Verein „Ar-
chitraV“ e.V. (Architektur-, Infor-
mations- und TranskriptionsVer-
ein) hat sich in einem Schreiben
an die Stadtverordnete und Vor-
sitzende des Kulturausschusses
Dr. Karin Schröter (DIE LINKE)
für die „Benennung des am Luft-
schiffhafen befindlichen bisher
namenlosen Uferstreifens von
der Villa Karlshagen bis zum Res -
taurant „Seekrug“ in Reinhold-
Mohr-Ufer“ ausgesprochen.

In dem vom „ArchitraV“-Vor-
sitzenden Thomas Sander un-
terzeichneten Brief wird der  An-
trag wie folgt begründet: „Der
aus Stuttgart stammende Ar-
chitekt Reinhold Mohr (1882 -
1978), Schüler der Architekten
Theodor Fischer, Paul Bonatz und
Bernhard Pankok, war seit 1911
in Potsdam ansässig und arbei-
tete hier  insgesamt 43 Jahre im
Hochbauamt, zunächst in der
Bauberatung, dann ab 1918 als
Stadtarchitekt, und schließlich
nach 1945 als Magistratsbaurat.
Vom Umfang her hinterließ
Mohr in Potsdam ein riesiges,
teilweise noch heute stadtbild-
prägendes Werk.“ Dazu gehören
eine Vielzahl von kommunalen
Aufträgen wie der Ehrenhain für
die Gefallenen des 1.Weltkrieges
auf dem Neuen Friedhof, Bauten
an der Vorderkappe, an der
Drewitzer Straße („Am Eichen-
hain“) und der Erwerbslosen-
und Selbsthilfesiedlung „Am
Stadtrand“. Aber auch Bauten,
die aus privaten Aufträgen
herrühren wie Häuser und In-
neneinrichtungen in der Leipzi-
ger Straße 14; Werderscher
Damm 19; Dianastraße 9 und In
der Aue 34, um nur einiges zu
nennen.

Reinhold Mohrs größte städ-
tebauliche und wohl auch ar-
chitektonische Leistung stellt

der von 1925 – 1927 zusammen
mit dem damaligen Stadtgar-
tendirektor Hans Kölle (1880-
950) geschaffene Land- und Was-
sersportplatz Luftschiffhafen dar.

Mit dem Regattahaus, dem
gegenüber liegenden Musikpa-
villon und dem Seekrug stehen
allein drei Mohr-Bauten an die-
sem Ufer. Ein viertes Werk wäre
mit der in der Nähe befindlichen
Stadiontribüne gegeben. Rech-
net man noch den 1935 erfolgten
Umbau des Eingangstores vom
Luftschiffhafen dazu, käme man
sogar auf fünf nachweisbare
Werke des Architekten in dieser
Gegend.

Der Verein ArchitraV e.V. wid-
mete 2009 dem Architekten
Reinhold Mohr eine erste Aus-
stellung im Alten Rathaus und

gab dazu eine entsprechende
Broschüre heraus. Um aber zu
verhindern, dass der Name die-

ses Mannes aus dem Gedächtnis
der Stadt gelöscht wird, so wie
es nach seinem aus Enttäu-
schung über die fatale städte-
bauliche Entwicklung und die
zahllosen Abrisse historischer
Bauten begründeten Weggang
im Jahre 1966 geschah, sollte
ihm und seinem Werk endlich
die gebührende öffentliche Eh-
rung zuteil werden.

„Mit der Benennung des „Rein-
hold-Mohr-Ufers“ würden der
Name dieses Architekten und
sein der Stadt Potsdam gewid-
metes Lebenswerk stärker als
bisher im öffentlichen Bewusst -
sein verankert werden. Dies dürf-
te sich auch entsprechend positiv
auf die Wahrnehmung und den
Erhalt seiner noch verbliebenen
Werke auswirken“, so der Verein
„ArchitraV“. 

Der Kulturausschuss wird die-
sen Antrag beraten.
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„Gesundheitsgasse“ soll wieder geöffnet werden
Zur Tagung der Stadtverordneten-
versammlung im Oktober reicht
die Fraktion DIE LINKE  u. a. einen
Antrag in Sachen „Gesundheits-
gasse“ ein. Hier soll  der Oberbür-
germeister beauftragt werden,
„Kaufverhandlungen mit dem Ei-
gentümer der Fläche des Kinos
Charlott und der benachbarten
ehemaligen Villa in der Zeppelin-
straße vorzubereiten mit dem Ziel,

die notwendige Teilfläche zwi-
schen beiden Grundstücken durch
die Stadt zu erwerben und den
Fußweg „Gesundheitsgasse“ wie-
der zu öffnen. Der Weg ist dauer-
haft als öffentlicher Fußweg zu
widmen. Finanzielle Mittel für den
Ankauf der Wegefläche sind in
den Entwurf des Haushaltes 2011
einzustellen.“

DIE LINKE begründet ihren An-

trag wie folgt: Die Gesundheits-
gasse war über mehrere Jahre ein
zweckmäßig genutzter Weg, der
das Wohngebiet der Brandenbur-
ger Vorstadt direkt mit dem Bahn-
hof Charlottenhof und dem Zu-
gang zur Havel über das Gebiet
Schillerplatz verbunden hat. Der
Weg war kurz und frei von Beein-
trächtigungen durch Fahrzeug-
verkehr und daher eine attraktive

Fußwegverbindung durch das
Quartier am Ärztehaus. Dieser
Weg soll im Interesse der Stärkung
des Fußgängerverkehrs und der
attraktiveren Erreichbarkeit des
ÖPNV schnellstmöglich wieder
geöffnet werden. Weil die bishe-
rigen Bemühungen der Verwal-
tung um eine Öffnung scheiterten,
soll jetzt der Ankauf der wenigen
Quadratmeter (ca. 30m�) vorbe-

reitet werden, um dem berech-
tigten Interesse der Allgemeinheit
besser zu entsprechen. Der Vorteil
für die Allgemeinheit ist so groß,
dass diese geringfügige Investition
gerechtfertigt ist, um den baulich
vorhandenen Weg wieder nutzbar
zu machen, der im übrigen einer
späteren Nutzung der beiden zur
Zeit brach liegenden Grundstücke
nicht entgegensteht.

Es ist schon wahr – wenn der
Grundstein einmal gelegt ist,
geht der Bau zügig und sichtbar
voran. Wer also teilhaben will
an diesem Fortschritt sollte sei-
nen Spaziergang mal in die Nähe
des Luftschiffhafens lenken. Un-
mittelbar da, wo früher ein
großer Parkplatz war, ganz in
der Nähe der Ballspielhalle also,
wächst von Tag zu Tag die Sport-
mehrzweckhalle (was für ein
Wortungetüm) in die Höhe.

Bei der Grundsteinlegung wur-
den große Erwartungen mit die-
sem Bau verbunden. Mancher
Sportler legte in die „Grund-
steinkiste“ zwar nicht sein letztes
Hemd - wohl aber Sportutensi-
lien, wie ein Trikot oder eine
Fechtmaske oder einen Judoan-
zug. In der Hoffnung, dass der
Bau schnell fertig gestellt und
sich damit die Bedingungen für

Sportler und auch für die Schü-
lerinnen und Schüler der Sport-
schule deutlich verbessern wer-
den.

Das wird so sein. Mancher -
wie der Minister für Bildung, Ju-
gend und Sport - stellte für die
Bauarbeiter so etwas wie einen
„Gegenplan“ auf und wollte die
Fertigstellung um ein, zwei Mo-
nate verkürzt sehen, damit die
neue Handballsaison im Jahre
2011 schon dort eröffnet werden
kann.

Es wird noch einige Zeit ins
Land gehen, bevor der erste
Sportler das Areal betreten kann,
der erste Pfiff eines Schiedsrich -
ters ertönt – und doch: Vorfreude
ist eine schöne Freude. 

Wird die von allen geteilt?
Nein, denn wie (fast) immer ist
die Decke - die finanzielle - zu
kurz. Wohl wird am Masterplan

für den Bereich des Luftschiff-
hafens gearbeitet, aber im selben
Atemzuge wird mancher Unsinn
erzählt. 

Den Turnern, die bei der Grund-
steinlegung darauf aufmerksam
machten, dass die unmittelbar
in der Nähe befindliche Sport-
halle weder eine Teilsanierung
und schon gar nicht mit einem
Ersatzbau rechnen kann – wurde,
um den guten Eindruck nicht
zu trüben, zwar gesagt, sie seien
nicht vergessen. Doch konkrete
Taten werden in absehbarer Zeit
kaum folgen. Und dann wird
vom Geschäftsführer der Luft-
schiffhafen GmbH noch Öl ins
Feuer gegossen und sogar vom
ersatzlosen Abriss der Geräte-
turnhalle gesprochen. Im Ge-
gensatz übrigens zum Oberbür-
germeister, der genau dies wie-
derholt ausgeschlossen hat.

Es besteht also Gesprächsbe-
darf – dringend, weil es um eine
Halle geht, die sowohl von der
Stadt als auch von der Univer-
sität Potsdam genutzt wird.
Nach dem Abriss im Park Ba-
belsberg würde eine weitere
Halle verschwinden. Das kann
sich die Sportstadt Potsdam
nicht leisten ohne dauerhaft
Schaden zu nehmen und sei es
nur an Glaubwürdigkeit.

Was ja schon schlimm genug
ist.

Darum geht es – das sollte al-
len beteiligten Verantwortlichen
klar sein. Nicht nur ich habe die
beschwichtigenden Worte ge-
genüber denen, die auf dieses
Problem bei der Grundsteinle-
gung aufmerksam machten, im
Ohr.

Es kann also nicht bei den
wohltönenden Worten bleiben.

Am 28. Oktober wird es ein Tref-
fen vor Ort geben. Natürlich ist
noch nicht abzusehen, wie eine
Lösung erfolgen kann. Gemein-
sam mit Hans-Jürgen Scharfen-
berg werde ich aber im Beirat
Luftschiffhafen darauf dringen,
dass dieses Thema nicht einfach
unter den Teppich gekehrt wird. 

Potsdam ist stolz auf seine
große Sportfamilie – und Familie
soll es auch bleiben. Da gibt es
zwar ab und an auch Probleme
– die werden aber gemeinsam
gelöst und so soll und muss es
auch hier sein. Bei mir würde
keine Freude über die neue
Sporthalle aufkommen, wenn
es nicht gelingen sollte – wie
bei der Sanierung der Leichtath-
letik- oder der Schwimmhalle –
eine Lösung zu finden – zumal
dies nicht das einzige zu lösende
Problem in diesem Areal ist.

Es wächst und wächst
Wann ertönt der erste „Pfiff“ in der Sportmehrzweckhalle am Luftschiffhafen?/Von Rolf Kutzmutz
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Fakten und Zahlen

Warenkorb für
Bezieher von
Hartz IV (ALG II)
Lebensmittel, alkoholfreie
Getränke 128,46 Euro
Freizeit, Kino etc. 39,96 Euro
Telefon/Internet 31,96 Euro
Bekleidung 30,40 Euro
Energie 30,24 Euro
Haushaltsgeräte 27,41 Euro
Sonstiges, z.B. Friseur 26,50
Euro
Verkehr 22,78 Euro 
Gesundheitspflege 15,55 Euro
Gaststätte 7,16 Euro
Bildung 1,39 Euro
Teuerungsrate 2,19 Euro
Summe: 364,00 Euro
(Quelle: BMAS)

„Bezogen auf 1.000 Einwoh-
ner haben zum Ende des letz-
ten Jahres (2009 – d. R.) in
Potsdam 104 Einwohner Leis -
tungen nach SGB II (Arbeits-
losengeld II und Sozialgeld)
erhalten.“
„Der Arbeitslosenanteil Ju-
gendlicher unter 25 Jahre be-
trug 2008 in Potsdam 10 %.
Das ist der fünfthöchste Wert
aller Hauptstädte.“
(Quelle: Statistischer Infor-
mationsdienst Landeshaupt-
stadt Potsdam Nr. 5/2009)

153.846 Einwohner
(30.06.2010)
davon: 6.672 Arbeitslose = 8,1
%

Leistungsempfänger:
ALG I - 1.882
Bedarfsgemeinschaften –
9.321
ALG II – 11.714 (darunter 1.881
unter 25 J., 1.507 Alleinerzie-
hende, 2.786 ab 50 J.)
Sozialgeld – 3.769 (darunter
3.654 unter 15 J.)

durchschnittlich je 119,80 €
für 3.145 Wohngeldempfän-
ger
Quelle: Quartal im Blick –
Potsdam in Zahlen II/2010

Hartz IV Regelsatz: Gerade einmal 5 Euro mehr
Die Bundesregierung plant einen
5 Euro höheren Hartz-IV-Regel-
satz. Dafür werden zahlreiche
Ausgaben wie das Elterngeld, das
Schulstarterpaket und bislang
gültige Berechnungsgrundlagen
gestrichen. Faktisch wird der Ar-
beitslosengeld-II-Regelsatz aus-
gerechnet für Familien gekürzt.

Gerade einmal um fünf Euro
soll der Hartz IV Regelsatz an-
steigen. Konkret, hat die Arbeits-
ministerin von der Leyen eine
Anhebung der Arbeitslosengeld
II Regelsätze für einen Allein-
stehenden um fünf Euro vorge-
schlagen. Damit steigt der Re-
gelsatz von 359 auf 364 Euro.
Die Regelsätze der Kinder und
Jugendlichen sollen weiterhin
anteilig berechnet werden. 

Parteien der Opposition haben
nun angekündigt, die Pläne der
Bundesregierung zu durchkreu-
zen. Der Vorsitzende der Links-
partei, Klaus Ernst, mahnte SPD
und Grüne zu einem gemeinsa-
men Vorgehen gegen die Reform.
«Die Glaubwürdigkeit von SPD
und Grünen misst sich jetzt dar-
an, ob es zu einem gemeinsamen
Vorgehen der Oppositionspar-
teien gegen die Hartz-IV-Pläne
kommt.» Der Regelsatz müsse
sofort auf deutlich mehr als 400
Euro und dann weiter in Rich-
tung 500 Euro angehoben wer-
den. «SPD und Grüne wären gut
beraten, jetzt in der Hartz-Frage
nicht einzuknicken», sagte Ernst.
Schwarz-Gelb werde alles daran
setzen, einzelne Länder aus dem
Nein-Lager im Bundesrat her-
auszubrechen.

„Es wird gekungelt, es wird
gemauschelt, es wird getrickst,
um die Hartz-IV-Sätze künstlich
nach unten zu rechnen“, kriti-

sierte die SPD-Generalsekretärin
Andrea Nahles. Allerdings hatte
die SPD unter Regierung Schrö-
der Hartz IV mit den vorliegen-
den Sätzen eingeführt.

Heftig kritisiert wird die mi-
nimale Anhebung vor allem von
Erwerbslosen-Initiativen. So sag-
te Brigitte Vallenthin von der
Hartz-4-Plattform in Wiesbaden:
Die „Respektlosigkeit und
Demütigung gegenüber den Be-
troffenen durch Ministerin von
der Leyen hätten größer nicht
sein können. Wir sind gespannt,
wie Ursula von der Leyen dies
mit ihrem angeblich christlichen
Gewissen vereinbaren und es
begründen kann“. Vallenthin
kündigte bereits eine Verfas-
sungsklage gegen den SGB II
Gesetzesentwurf an, falls dieser
tatsächlich umgesetzt werden
sollte. 

Martin Behrsing vom Erwerbs-
losen Forum
zeigte sich
ebenso empört.
So sagte
Behrsing: „Es ist
ein schlechter
Scherz?! Ar-
beitsministerin
Ursula von der
Leyen hat … der
Koalition von
Union und FDP
vorgeschlagen,
den derzeitigen
Hartz IV-Eckre-
gelsatz von 359
Euro auf 364
Euro anzuhe-
ben. Fast zeit-
gleich schreibt
die Frankfurter
A l l g e m e i n e
Sonntagszei-
tung (FAS), dass
etwa 200 Ban-
ker aus Kredit-
instituten mit

Staatshilfe wieder auf ein Jah-
reseinkommen von mehr als
500.000 Euro kämen. Deutlicher
kann uns Schwarz-Gelb nicht
klar machen, dass Menschen
mit Hartz IV-Leistungen der Ko-
alition nichts wert sind, während
die Büttelpolitik für die Akteure
und Profiteure der Finanz- und
Wirtschaftskrise immer scham-
loser fortgesetzt wird.“ 

Während gerade einmal im
Schnitt fünf Euro mehr im Monat
zugebilligt werden, werden statt-
dessen zahlreiche Sozialausga-
ben für Familien gestrichen. So
soll das für Familien wichtige
sog. Schulstarterpaket von 100
Euro im Jahr wieder gestrichen
werden, Weiterhin wird das El-
terngeld für Bezieher von Hartz
IV Leistungen mit einem Bun-
desjahres-Etat von 650 Millionen
Euro ebenfalls ersatzlos gestri-
chen werden. Dafür werden 480
Millionen Euro mehr für die Bil-
dung der Kinder vorgegaukelt.
Faktisch wird Hartz IV aber um
170 Millionen Euro gekürzt. Hinzu
kommen die angekündigten
Streichungen bei Alkohol- und
Tabakwaren in Höhe von 19,10
Euro. Das bedeutet für erwach-
sene Hartz IV-Bezieher eine Strei-
chung von 14,10 Euro, wenn die
angekündigten 5 Euro Erhöhung
mit eingerechnet werden. Die
Begründungen für diese Kürzung
sind eine furchtbare Doppelmo-
ral mit sozial-rassistischen Ten-
denzen.

Soziale Initiativen, Gewerk-
schaften und Erwerbslosen-
Gruppen planen nun bundes-
weite Aktionen. So sagte der
Sprecher des Erwerbslosen Fo-
rum: „Die Bundestagsabgeord-
neten von Schwarz-Gelb sollen
sich darauf einstellen, dass wir
sie nicht mehr Ruhe lassen und
sie permanent damit konfron-
tieren, dass allein für eine aus-

gewogene und gesunde
Ernährung mindestens 80 Euro
im Monat fehlen“ Eine bundes-
weite Demonstration ist für den
10. Oktober in Oldenburg ge-
plant. Das Motto: „Krach schla-
gen statt Kohldampf schieben.
Mindestens 80 Euro mehr für
Lebensmittel sofort“. 

DGB-Chef Sommer drohte:
«Wer soziale Kälte predigt, wird
heiße Antworten bekommen.»
Der von Bundeskanzlerin Angela
Merkel (CDU) angekündigte
Herbst der Entscheidungen wer-
de mehr und mehr zum Herbst
der falschen Entscheidungen.
Hartz IV müsse ein Leben in
Menschenwürde ermöglichen.
«Wir hätten eine breite gesell-
schaftliche Debatte darüber drin-
gend nötig gehabt, was für ein
menschenwürdiges Leben not-
wendig ist. Dazu gehört mehr
Sachverstand als nur das Zah-
lenwerk des Statistischen Bun-
desamts», sagte Sommer. Auch
seien die bisherigen Aufstocker
bei der Berechnung der neuen
Regelsätze mit berücksichtigt
worden. Das habe zu einem nied-
rigen Ergebnis geführt. «Das war
eine politische Setzung, nicht
die Umsetzung der Vorhaben
des Verfassungsgerichts», sagte
Sommer.

Das Bundesverfassungsgericht
hatte im Februar diesen Jahres
ein transparentes und nachvoll-
ziehbares Verfahren bei der Be-
messung der Hartz-IV-Regelsätze
vom Gesetzgeber gefordert.
Schon die rot-grüne Bundesre-
gierung hatte im Jahr 2005 den
Regelsatz nach Haushaltslage
beschieden. Nun hat offensicht-
lich die schwarz-gelbe Bundes-
regierung denselben verfas-
sungswidrigen Fehler begangen.
Es wird erwartet, dass eine er-
neute Klage vor dem Bundes-
verfassungsgericht erfolgt. 
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„Köpfe gegen
Kopfpauschale“
Die Bundesregierung liefert
die Bürgerinnen und Bürger
jede Woche an eine andere
Lobbygruppe aus. Erst setzt
sie die Sicherheit der Men-
schen mit der Verlängerung
der Laufzeiten für Atomkraft-
werke aufs Spiel, jetzt will sie
die Patientinnen und Patien-
ten der Pharmalobby auslie-
fern. 

DIE LINKE fordert eine soli-
darische Bürgerinnen- und
Bürgerversicherung. Wir wol-
len eine dauerhaft stabile Fi-
nanzierung des Gesundheits-
systems durch Einbeziehung
aller Einkommensarten si-
chern. Solidarität heißt für
uns, dass die, die mehr ver-
dienen, auch mehr in das Ge-
sundheitssystem zahlen. Wir
fordern die Abschaffung der
Praxisgebühr und anderer Zu-
zahlungen. 

Die Versicherten sollen nach
den Plänen von Kopfpauscha-
len-Minister Rösler dreimal
zahlen: ein erstes Mal mit der
als Zusatzbeitrag getarnten
Kopfpauschale, ein zweites
Mal mit der Beitragserhöhung
und ab 2015 ein drittes Mal
mit Steuern für den Sozial-
ausgleich. Die Gesundheit der
Menschen darf nicht dem Pro-
fitstreben einiger weniger
Pharmakonzerne geopfert
werden. 

DIE LINKE sieht in der Kam-
pagne „Köpfe gegen Kopfpau-
schale“ eine Möglichkeit für
ein sehr breites gesellschaft-
liches Bündnis. 

Dr. Gesine Lötzsch, 
Vorsitzende der Partei
DIE LINKE, auf DGB-
Pressekonferenz

Verbraucher- und Patientenrechte 
werden weiter gestärkt

„Wir wollen die Erfahrungen
aus Dänemark nutzen, wo ein
Smiley-System seit mehreren Jah-
ren sehr erfolgreich umgesetzt
wird. Durch die Schaffung einer
rechtlichen Grundlage, die Bun-
desministerin Ilse Aigner zuge-
sagt hat, wird neben der Rechts-
sicherheit auch die Vergleichbar-
keit der Unternehmensbewer-
tung sichergestellt“, so Branden-
burgs Verbraucherschutzmini-
sterin Anita Tack (Linke), gleich-
zeitig Vorsitzende der VSMK. Die
Länderministerinnen und -minis -
ter beauftragten eine Arbeits-
gruppe, zügig die inhaltliche Aus-
gestaltung einer solchen Veröf-
fentlichung zu erarbeiten. Dabei
soll der Aufwand sowohl für
Behörden als auch für die Un-
ternehmen so gering wie möglich

gehalten werden. Nachdem es
im vergangenen Jahr noch er-
heblich Probleme mit der Kenn-
zeichnung länger haltbarer Milch
im Gegensatz zu Frischmilch ge-
geben hatte, konnten die Minis -
terinnen und Minister nunmehr
erfreut feststellen, dass die Selbst-
verpflichtung der Konsummilch-
hersteller vom Februar 2009 in-
zwischen nahezu flächendeckend
umgesetzt wurde. Damit wird
den Käuferinnen und Käufern
eine verlässliche Orientierung für
eine bewusste Kaufentscheidung
gegeben.

Ein weiteres wichtiges Thema
der VSMK war die Stärkung der
Patientenrechte. In diesem Zu-
sammenhang begrüßten die Teil-
nehmer der VSMK die Bestre-
bungen der Bundesregierung, die

Patientenrechte in einem Pati-
entenschutzgesetz zu bündeln.
Bremen als VSMK-Vorsitzland 2011
wird dieses Thema als einen zen-
tralen Punkt im Rahmen einer
EU-Veranstaltung der VSMK auch
mit der EU-Kommission disku-
tieren.

In diesem Zusammenhang be-
grüßte die VSMK ebenfalls, dass
der Bund mit einer Änderung
des SGB V, die bisher als Modell-
projekt durchgeführte unabhän-
gige Patientenberatung, an der
auch die Verbraucherzentralen
beteiligt sind, gesetzlich fest-
schreiben und damit eine dau-
erhafte Finanzierung sichern will.

„Die Weiterfinanzierung der
unabhängigen Patientenbera-
tung ist ein wichtiger Schritt. Ich
halte allerdings eine Ausweitung
des Beratungsangebotes und die
damit verbundene Erhöhung der
Finanzmittel für dringend erfor-
derlich“, so Tack.

Verbessert werden soll der
Schutz der Verbraucherinnen und
Verbraucher auch auf dem Gebiet
der Finanzdienstleistungen. Be-
reits im Sommer dieses Jahres
hatte die VSMK den Bericht einer
eigens dafür eingesetzten Pro-
jektgruppe über erforderliche ge-
setzgeberische Maßnahmen zur

Verbesserung des Anleger-
schutzes verabschiedet und ver-
öffentlicht. Die bisher erfolgten
Regulierungen sowie die dazu
vorhandenen Konzepte der Bun-
desregierung reichen nach An-
sicht der Länderminister nicht
aus. Insbesondere ist die Infor-
mation der Verbraucherinnen
und Verbraucher über die Chan-
cen und Risiken der Geldanlagen
zu verbessern und den Anlegern
vor einem Vertragsabschluss in
verständlicher Form auszuhän-
digen. Ein weiteres zentrales The-
ma ist die Weiterentwicklung der
Finanzaufsicht hinsichtlich ver-
braucherschutzrelevanter Fra-
gestellungen. Auch bei der ver-
ständlichen und nachprüfbaren
Ausfertigung der Beratungspro-
tokolle bei Geldanlagen sowie
der Qualifikation von Anlagen-
vermittlern sieht die VSMK er-
heblichen Handlungsbedarf.

Die VSMK beanstandete, dass
weiterhin erhebliche Diskrepan-
zen zwischen Soll- und Haben-
zinsen bestehen, vor allem bei
Dispositionskrediten. „Eine ge-
setzliche Regelung zur Orientie-
rung der Dispo-Zinsen am Leitzins
der Zentralbank wird aber leider
nicht von allen Ländern befür-
wortet“, sagt Tack.

Bei unerwünschtem Werbeanruf auflegen!
„Herzlichen Glückwunsch, Sie haben 5000 Euro ge-
wonnen – wohin können wir sie überweisen ?“ oder
„Wir vom ‚Verbraucherschutz Potsdam’ schützen Sie
vor lästigen Werbeanrufen und tragen Sie in eine
Sperrliste ein!“ - so oder ähnlich beginnen oftmals
unzulässige Werbeanrufe, die laut einer Umfrage
der Verbraucherzentrale Brandenburg in den ver-
gangenen Monaten auf Platz 1 der Verbraucherpro-
bleme lagen. Denn sie sind nicht nur rechtswidrig
und lästig, sondern fast immer werden Verträge un-
tergeschoben oder persönliche Daten abgeschwatzt.
Hierzulande trifft es überwiegend Senioren, von
deren Konten Lottounternehmen dann nicht selten
Monat für Monat dreistellige Beträge abbuchen.

Zwar verabschiedete der Bundestag vor einem
Jahr gesetzliche Vorschriften zur Bekämpfung uner-
laubter Telefonwerbung, aber systematische Rechts-
verletzer zocken unbeeindruckt weiter ab und sind
oft kaum zu greifen. Deshalb begrüßt die Verbrau-
cherzentrale, dass sich kürzlich die Verbraucher-
schutzministerkonferenz unter dem Vorsitz der Mi-
nisterin Anita Tack für die so genannte „Bestäti-
gungslösung“ aussprach. Praktisch heißt das: Die
Fachminister der Länder setzen sich für eine Geset-
zesverschärfung ein, nach der ein telefonisch auf-
gedrängter Vertrag erst wirksam wird, wenn der be-
troffene Verbraucher ihn schriftlich bestätigt hat.
Der beste Schutz bleibt laut Verbraucherzentrale
aber, bei unerwünschten Werbeanrufen einfach auf-
zulegen.

-vzb/Foto: pixelio

Die Stärkung der Verbraucherrechte war das zentrale Thema der 6.
Verbraucherschutzministerkonferenz (VSMK), die am 17. September
in Potsdam stattfand. Einer der herausragenden Diskussionspunkte
war das Thema Transparenz der Lebensmittelüberwachung. Der Bund
und alle Bundesländer waren sich einig in dem Ziel, eine hohe Trans-
parenz für die Bürgerinnen und Bürger zu erreichen. Nur so können
diese eigenständig Entscheidungen treffen, in welchen Gaststätten
sie essen und in welchen Lebensmittelgeschäften sie einkaufen.
Nachdem schon einige Bundesländer wie Nordrhein-Westfalen, Berlin,
Niedersachsen, Sachsen und das Saarland eigene Initiativen ergriffen
haben, wird nunmehr ein bundesweites, gesetzlich verankertes
System zur Veröffentlichung der Kontrollergebnisse angestrebt.
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ZITIERT
Freundschaft erlaubt einem
nicht automatisch, dem an-
deren unangenehme Dinge
zu sagen. Je näher man ei-
nem Menschen ist, desto
wichtiger werden Taktgefühl
und Höflichkeit.
Oliver Wendell Holmes

Jede Nation ist im Ausland
hauptsächlich durch ihre Un-
tugenden bekannt.
Joseph Conrad

Als deutscher Tourist im Aus-
land steht man vor der Frage,
ob man sich anständig be-
nehmen muß oder ob schon
deutsche Touristen dagewe-
sen sind.
Kurt Tucholsky

Was man nicht kennt, scheint
fremd.
Gunnar Bernhard

Ich bin ein Mensch. Nichts
Menschliches ist mir fremd.
Terenz (Publius Terentius
Afer)

Jeder edlere Mensch weiß
und hat zu seinem Schmerze
tausendmal an sich erfahren,
wie schwer es ist, gerecht
und billig zu sein gegen ge-
liebte Personen, geschweige
denn gegen solche, die uns
fremd sind, oder gar feindlich
gegenüberstehen.
Friedrich Spielhagen

Madame de Stael hat wegen
einiger Dichter und Denker
des 19. Jahrhunderts auf das
ganze Volk geschlossen,
Deutschland als das Land der
Dichter und Denker zu sehen.
Wo sind die denn heute? Also
ich lebe im Ausland.
© Erhard Blanck

Nachhilfe beim Erinnern
Zunächst möchte ich unserem
Ministerpräsidenten, Herrn Ma-
thias Platzeck, meine Hochach-
tung aussprechen, dass er trotz
der rigorosen Schelte, die nicht
nur von der Opposition im Bran-
denburger Landtag, sondern auch
bundesweit auf ihn niederpras-
selte, sein Meinung und die Sicht
auf den Anschluss der DDR an
die BRD verteidigte.

Hier eine kleine Nachhilfe für
diejenigen, die nicht wahr haben
wollen, dass eine gnadenlose
Deindustrialisierung stattgefun-
den hat. (Detailliert gibt der Ab-
schlussbericht der Treuhandan-
stalt Auskunft – kann sicher im
Archiv des Landtages nachgelesen
werden.) Nach meinem Handar-
chiv wurden 14 600 volkseigene
Betriebe privatisiert. Oft für eine
D-Mark verscherbelt. Samt aller
kulturellen und sozialen Einrich-
tungen und – der Menschen. Sie
wurden solange übernommen,
wie es Fördermittel für sie gab.
Doch dann war Sense. Das leben-
de Inventar zumeist entlassen,
die materiellen Dinge oftmals bis
auf die äußere Hülle ausge-
schlachtet und gen Westen „ent-
sorgt“.

Wen ist nicht noch der Kampf
der Kalikumpel in Bischofferode
von 1993 gegen den Treuhandel-
deal, d.h. die Fusionierung der
mitteldeutschen Kali-AG und der
BASF-Tochter Kali und Salz in Er-
innerung. Die Geschichte des Tho-
mas-Müntzer-Schachtes geht bis
in das Jahr 1905 – erster Spaten-
stich – zurück. Im Verlaufe der
Jahrzehnte arbeiteten hier ca.
1900 Menschen. 1993 noch 700
und am Ende 1999 noch siebzig.

Sie fördern kein Kali mehr, sie ver-
richten Wartungsarbeiten. Die
Kali-Kumpel erhielten bei ihrem
Protest bundesweite Unterstüt-
zung. Jedoch: Arbeiter gegen Bun-
desregierung und Treuhand – das
war ein ungleiches Duell.

Rot-, braun- oder blaugebän-
derte kristallines Salzgestein steht
zwischen anderen Dingen bei mir
im Regal. Aus Solidarität gekauft
in Bischofferode samt einer Pan-
oramapostkarte des Ortes mit
dem Schriftband „Bischofferode
ist überall!“ Auf der Rückseite der
handschriftliche Vermerk: „Beim
1. Aktionstag am 1.8.93 waren wir
dabei. Insgesamt kamen etwa 15
000 aus den neuen und alten
Bundesländern.“

Auch im Land Brandenburg
wehrten sich ganze Belegschaften
gegen ihr Abwicklung. So in Prem-
nitz, Wittstock, Teltow, Branden-
burg, Frankfurt/Oder, und, und,
und… Auch die Tuche herstellen-
den Betriebe in Forst, Cottbus
oder Luckenwalde gingen mit der
Treuhand den Bach ´runter. Sie
wurden oftmals für 1 DM ver-
scherbelt. Dazu gab es gleich noch
Fördermittel. So wurden aus vielen
Objekten Millionen-Gräber. Futsch
die Investitionssummen, die das
Land da hineingepumpt hatte. 

Hier einige Fakten aus meiner
Heimatstadt Potsdam: Im ersten
Jahrzehnt der deutschen Einheit
ist vieles, was in Jahrzehnten ge-
schaffen wurde, verschwunden:
Betriebe wie das RAW – Deutsch-
lands ältestes Ausbesserungswerk
der Reichsbahn, Karl-Marx-Werk,
Dentaltechnik oder DEFA. Kinder-
krippen und –gärten, Jugendklubs
und Seniorentreffs, Kulturhäuser,

Gaststätten
samt preis-
wertem An-
gebot, Polikli-
niken und
 kostenlose
Medikamen-
te. FDGB-
und Betriebs-
ferienheime.
Mit dem An-
schluss an
das größere
Deutschland
wurde der
Theaterrohbau „enttrümmert“
und die Philharmonie geschluckt.

Auch das ist da Ergebnis der
Macht des Geldes: Die Potsdamer
hatten sich im Oktober 1989 ge-
rade erst über die neue Molkerei
und die neue Bäckerei gefreut,
die in etwa dort errichtet wurden
wo heute Porta Möbel anbietet.
Sie trugen VEB (volkseigener Be-
trieb) im Namen und waren dem-
nach Eigentum der Potsdamer
Bevölkerung. Auch diese neuen
Werke riss sich die Treuhandan-
stalt unter den Nagel. Für ein
Handgeld ging die Molkerei an
Schöller und die Bäckerei an Witt-
ler. Bald standen nur noch die lee-
ren Hüllen da. Lange Zeit war das
Gelände eine Brache. 

So war für Betriebe und ihre
Belegschaften die Wende oftmals
eine Abreise ohne Ankunft. Für
die Menschen ging nicht nur der
Arbeitsplatz, sondern auch die
Sinnerfüllung des Lebens verloren. 

Im alltäglichen Leben, beim Ein-
kauf oder bei einem Gaststätten-
besuch konnte man das syste-
matische Ausschalten der hiesigen
Industrie erleben. Namhafte

Brauereien hatten Gaststätten
mit ihren Verträgen geknebelt,
Rex-Bier und andere Sorten durf-
ten nicht mehr zum Ausschank
gelangen. In den Regalen ver-
drängte West-Joghurt die einhei-
mischen Produkte, Kartoffelpüree
aus Mecklenburg und Tomaten-
ketchup aus Werder wurde vorerst
nicht mehr gelistet. Schaut man
heute hinter die Werbung „Pro-
dukte aus dem Osten“, so stimmt
das zwar. Nur, dass die meisten
nicht mehr in ostdeutscher Hand
sind. 

Abschließend sei gesagt, dass
ich mich über vieles freue, was in
den vergangenen 20 Jahren auch
im Land Brandenburg entstanden
ist. Aber, vor Realitäten, was sich
in den ersten Jahren tat, sollte
auch die Opposition nicht die Au-
gen verschließen und sich künftig
auf eine konstruktive Zusammen-
arbeit mit der Regierungskoalition
entschließen. Den Nutzen hätten
nicht nur die weitere Entwicklung
des Landes, sondern vor allem die
Brandenburger.

Helga Bornstädt

Potsdam braucht keinen völkischen Nachhilfeunterricht
Endlich spricht es einer aus, end-
lich traut sich einer, die Wahrheit
zusagen. Gemeint ist Dr. Thilo
Sarrazin, der in seinem Buch
„Deutschland schafft sich ab“ die
sehr wohl bekannten Probleme
der fehlenden Integration the-
matisiert. Darüber gibt es bereits
eine Menge an soliden Studien
und sachlichen Kritiken. Jedoch
bedarf es hierzulande, um in die
Medien und damit in die Öffent-
lichkeit zu kommen, der Verein-
fachung und noch mehr der Pro-
vokation. 

Dr. Sarrazins Buch ist im Kern
zutiefst biologistisch, ja rassis -
tisch. Er beruft sich auf vermeint-
liche Wissenschaftler, die an der
Wiege einer „vulgärdarwinisti-
schen Sozialtheorie“, standen,
ohne aber Ross und Reiter beim
Namen zu nennen. Er verschweigt

dem Leser die Quellen. Es ist ein-
fach unseriös und unredlich, wie
Dr. Sarrazin mit den Quellen um-
geht. Er blendet sie mit einer
nicht nachzuvollziehenden Un-
befangenheit aus, als hätte es
die schlimmen Erfahrungen des
20. Jahrhunderts mit diesen „völ-
kischen Wissenschaften“ nicht
gegeben. Frank Schirrmacher
weist mit Recht in der FAZ vom
1.9.2010 darauf hin. Dieses Denken
der völkischen Rassentheorie, des-
sen sich Dr. Sarrazin bedient,
gehörte letztlich auch zum geis -
tigen Rüstzeug der Nationalso-
zialisten und ihrer verbrecheri-
schen Praxis. Dr. Sarrazin spricht
von Entartung, von Nützlichkeit
für die Gesellschaft (muslimische
Migranten hätten keinen ökono-
mischen Nutzen für Deutschland)
und von Selektion. 

Nun wird bei Protesten gegen
Sarrazin und seine professionelle
Vermarktung von Einigen das
Recht auf freie Meinungsäuße-
rung in die Debatte gebracht. Es
würde verletzt, wenn Herr Dr. Sar-
razin nicht immer und überall
seine verquasten Thesen vorstel-
len könne. Mitnichten ist dem
so! Herr Dr. Sarrazin genießt zur-
zeit die Meinungsfreiheit hier-
zulande in vollen Zügen. Aber es
darf doch andere Meinungen ge-
ben, die nicht Herrn Dr. Sarrazin
zustimmen. Dazu gehört auch,
dass ein Veranstalter seine Mei-
nung korrigiert und die Lesung
seines Buches absagt. Meinungs-
freiheit heißt auch, dass es fried-
liche Proteste gegen diese Lesung
– die in Potsdam stattfand – ak-
zeptiert. 

Das Problem der Integration ist

bekannt und das schon Jahre. DIE
LINKE hat sich dazu oft geäußert
und hat in dieser Stadt dazu bei-
getragen, dass die vorhandenen
Probleme konkret gelöst werden. 

Mit den geführten Debatten
um ein „neues Edikt von Pots-
dam“ wurde auf breiter politi-
scher Grundlage in dieser Stadt
auch über die Probleme der In-
tegration ausländischer Bürger
gestritten. Dabei ging es nicht
um Panikmache und schon gar
nicht um die Diskriminierung
ganzer Gruppen oder Religionen.
Sondern es geht um ein Mitein-
ander, bei dem die Probleme offen
ausgesprochen werden müssen.
Ein tolerantes Potsdam hat keinen
völkischen Nachhilfeunterricht
eines Rassisten in Nadelstreifen
nötig! 

Sascha Krämer
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„Kalte Enteignung“ über enorme Abwasserpreise?
Interessensgemeinschaft Schlänitzsee protestierte/Kleingartenbeirat beriet/VGS-Kreisvorstand schlägt vor/SVV-Abgeordnete und 
Mitglieder des Kleingartenbeirates nehmen Stellung

Kleingärtner fürchten vor allem
solche Bestrebungen, die ihnen ihr
erholsames Stück Grün quasi un-
term Hintern weg ziehen wollen.
Solche Ängste haben z. B. die Klein-
gärtner und andere Betroffene am
Schlänitzsee auf einer Protestdemo
Anfang September kundgetan. Der
Hintergrund: Die Stadt hatte im
Jahre 2007  (Amtsblatt Nr.15 v.
27.12.2007, § 20) die beschlossenen
Gebühren für die dezentrale öf-

fentliche Schmutzwasserbeseiti-
gungsanlage für die Jahre 2008
bis 2012 verkündet. Das sollten von
2008, 8,92€,  bis 2012 dann 9,43€

je Kubikmeter sein.
Die Stadt Potsdam hat jedoch

im März 2010  per Dekret (SVV-
Beschluss) eine Erhöhung der von
den Nutzern zu zahlenden Gelder
verabschiedet – sprich: Um ganze
128 (!) Prozent an Mehrkosten sollen
die KleingärtnerInnen der Stadt

Potsdam belastet werden. Eine un-
verhältnismäßig hohe Steigerung,
meinen die betroffenene Klein-
gärtner. Noch dazu, da im Februar
den Kleingärtnern zugesagt wurde,
dass in Potsdam ein Abrechnungs-
verfahren wie im Landkreis Pots-
dam-Mittelmark eingeführt wer-
den sollte. Hier kostet beispiels-
weise in Teltow der Kubikmeter
seit drei Jahren konstant nur 2.99€. 

Die KleingärtnerInnen und an-
deren Betroffenen
am Schlänitzsee
bekamen von der
Stadtverwaltung
bis dato keine
Antwort, wie sich
die enorme Preis-
steigerung zu-
s a m m e n s e t z t .
Deshalb liegt die
Vermutung der
S c h l ä n i t z s e e r
nahe, dass sie auf
diese Weise von
ihren Idyllen ver-
drängt werden
sollen. Eine Art
der „kalten Ent-
eignung“ nann-
ten das die
Protes tierenden.
Und Friedrich Nie-
haus, der VGS-
Kreisgeschäfts-
führer, erklärte,
dass der Kreisver-
band gegen diese
Maßnahmen im
Interesse seiner
Mitglieder ange-
hen wird. 

Der Kleingar-
tenbeirat der
Stadt, dem auch
drei Vertreter des

VGS angehören, beriet nun zu die-
sem Thema am 21.September.  Am
22. tagte der VGS-Kreisvorstand zu
dieser Problematik. Zuerst wurde
hier die Forderung laut, dass die
Stadt doch endlich das Grubenka-
taster fertig stellen solle. Damit
habe man dann auch eine bessere
und genauere Übersicht über an-
fallendes Abwasser. Und zweitens
betonte der Vorstand, dass es doch
– wie z. B. auch in Teltow – möglich
sei, dass jeder Kleingarten, der eine
abflusslose Sammelgrube hat, auch
eine zweite Wasseruhr zur genauen
Messung des anfallenden Abwas-
sers einbauen könnte. Drittens
solle schnell geprüft werden, ob
dort – wo es möglich ist – Klein-
gärten an die städtische Kanalisa-
tion angeschlossen werden, bei
Wegfall der Anschlussgebühren.
Der VGS ist bereit, seinen Anteil
an derartigen Maßnahmen zu
 leisten. Und schließlich wäre es
ratsam, wenn die Stadt sich bis zu
deren Realisierung an die 2007 be-
schlossenen Preise halten würde. 

„Potsdams andere Seiten“ stellte
außerdem den Stadtverordneten
und Beiratsmitgliedern Pete Heuer
(SPD) und Ralf Jäkel (DIE LINKE)
die Fragen der Betroffenen: Warum
hat die Stadt die Beschlüsse von
2007 aufgehoben? Wie setzt sich
die neuerliche Preiserhöhung zu-
sammen? Wie ist die enorme Dif-
ferenz zwischen den Preisen in Pots-
dam und in Mittelmark zu verste-
hen? Welche Möglichkeiten gibt es,
damit die Preise für die Abwasse-
rentsorgung auch in Zukunft sozial
verträglich bleiben?

Pete Heuer antwortete wie folgt:
„Die gestiegenen Abwasserpreise
gehen auf eine Initiative der CDU
zurück. In der Stadtverordneten-

versammlung habe ich als einziger
dagegen gesprochen. Während in
der Vergangenheit Kleingärten und
Wohngrundstücke gleich behan-
delt wurden, werden seit diesem
Jahr die tatsächlichen Kosten ge-
trennt in Ansatz gebracht. Die
schlechte Befahrbarkeit (Einsatz
von kleineren Spezialfahrzeugen),
kleine Gruben und ungenaue Mes-
sungen bei der Abfuhr verursachen
in den Sparten deutlich höhere
 Kosten. Da müssen wir ran. Der
Oberbürgermeister unterstützt den
SPD-Ansatz, dass Kleingartenver-
band und Verwaltung gemeinsam
zeitnah kosten- und ge-
bührensenkende Maßnahmen pla-
nen. Dazu gehören z.B. beitrags-
freier Anschluss an die zentrale
Entwässerung, Wasseruhren, Ein-
bau größerer (dichter!) Gruben mit
Stutzen, bessere Koordinierung der
Abfuhr. Das ist der Weg, den Mit-
telmark mit Erfolg gegangen ist.
Ökonomie und Ökologie gehören
hier zusammen.“

Ralf Jäkel schickte uns folgende
Erklärungen: „Ich habe (im März)
gegen die Satzung gestimmt. Man
hätte einen Mischpreis für alle
Gruben in Potsdam bilden können!
Aber es war das Ziel einiger neuer
Ortsteile, eine Preissenkung für
ihre Gruben herauszuholen. Die
Mehrheit ist dem gefolgt, was zu
Lasten der Kleingärtner geht, deren
Entleerung von Kleinstmengen mit
langen Schläuchen teuerer ist. Auch
wenn eine Kanalisation auf längere
Sicht zweckmäßig ist, sehe ich die
dafür nötigen Investitionen in den
Kleingärten problematisch. Hier
muss durch eine vernünftige Pla-
nung die soziale Verträglichkeit
gesichert werden.“

-bm

Sonnabend, 09.10.2010, 14.00Uhr:
Stunde der Musik: „Klassische Irische Fol-
klore im Konzert – Melodien zum
Zuhören und Träumen“. Livekonzert der
besonderen Art mit der kleinen Band
„Turlough“. Im Programm von „Turlough“
befinden sich neben alten überlieferten
Tanzstücken (Reels, Polkas, Jig’s) auch ei-
nige Stücke des berühmten irischen Kom-
ponisten Turlough O’Carolan (1670 - 1738).
*Dahlweid

Montag, 11.10.2010, 14.30Uhr:
„Wunderwerk Mensch“  - Teil 1: „Der Weg
ins Leben“. Eine interessante Reise mit
Karl Kreutz. Neueste Erkenntnisse in der
Medizin ermöglichen es, dem Wunder der
kindlichen Entwicklung weiter auf die
Spur zu kommen. *Dahlweid

Montag, 11.10.2010, 18.00Uhr:
„Über Leben im Umbruch“. Fazit einer so-
zialwissenschaftlichen Langzeitstudie
über den sozialen Transformationspro-

zess in den industrialisierten Regionen
Ostdeutschlands. **RLS

Dienstag, 12.10.2010, 14.30Uhr: 
„Potsdamer Geschichten, Teil V –  ein Wie-
dersehen mit Eva Dobrzinski-Petersein“.
Musikalisch-literarischer Nachmittag mit
„Potsdamer Geschichten“ (Teil V). Die
„Konserven mit Musik“ öffnet Oskar Pe-
tersein. *Dahlweid

Mittwoch, 13.10.2010, 13.30Uhr:
„18, 20, Buben ’raus“. Skatturnier unter
Leitung von Dr. Herbert Schlomm und
Karl-Heinz Kunicke.  *Dahlweid

Mittwoch, 20.10.2010, 18.00Uhr:
Frauenklub „Kollontaj“. Eröffnungsveran-
staltung und Vorstellung des Klubs. **RLS

Donnerstag, 21.10.2010, 18.00Uhr:
Leitlinien eines neuen Arbeitsgesetzbu-
ches. Öffentliche Tagung der AG Arbeits-
gesetzbuch. **RLS

Montag, 25.10.2010, 13.30Uhr: 
„Hierzulande“ –  ein Filmnachmittag mit
der bekannten Dokumentarfilmerin Gitta
Nickel. Mit ihrer genauen und detaillier-
ten Handschrift, mit ihren anrührenden
Porträts und beeindruckenden Dokumen-
tationen schrieb Gitta Nickel in über 90
Filmen für Film und Fernsehen Zeitge-
schichte. Gitta Nickel bringt 5 Filme mit
aus der Reihe „Hierzulande“, gesendet
beim MDR. *Dahlweid

Dienstag, 26. Oktober 2010, 14.30Uhr: 
Der lachende Philosoph - Teil 3: „Pflanzli-
ches und Tierisches“. Eine heitere und
nachdenkliche Vortrags- und Gesprächs-
reihe mit dem Stadtverordneten der LIN-
KEN, Dr. Herbert Schlomm. *Dahlweid

Dienstag, 26.10.2010, 18.00Uhr:
„Hoch über Sumpf und Sand“. 20 Jahre
Neu-Brandenburg – eine Buchvorstel-
lung. **RLS

Mittwoch,  27.10.2010, 13.30Uhr:
„18, 20, Buben ’raus“. Skatturnier unter
Leitung von Dr. Herbert Schlomm und
Karl-Heinz Kunicke. *Dahlweid

Donnerstag, 28.10.2010,
17.00Uhr:
Gründungsversammlung des
Ortsverbandes „Südliche Vor-
städte“ der Partei DIE LINKE. Ort:
Aula des Humboldtgymnasiums,
Heinrich-Mann-Allee.

Donnerstag, 28.10.2010, 20.00Uhr:
„Zwischen allen Stühlen“ – Das Jahr 1949
im Spiegel der Tagebücher Victor Klempe-
rers. Multimediale Lesung im Filmmuse-
um. **RLS

Dienstag, 02.10.2010, 14.30Uhr:
Musikalisch-literarische Stunde: „Heitere
Klassik – Tierisches Vergnügen“. Musika-
lisch-literarischer  Nachmittag mit „Hei-
terer Klassik, gewürzt mit interessanten
Anekdoten“ - ein Programm des Konzert-
pianisten Hartmut Valenske und der
langjährigen Sängerin und Moderatorin
des Landespolizeiorchesters, Eva Dobr-
zinski-Petersein. *Dahlweid

Dienstag, 02.11.2010, 18.00Uhr:
„Deutsche Außenpolitik im Nahen
Osten“. 14.Potsdamer Kolloquium zur
Außen- und Deutschlandpolitik am 2.No-
vember von 18.00 – 21.00Uhr und am
3.November von 10.00-16.00Uhr. Ort:
Haus der Branburgisch-Preußischen Ge-
schichte, Neuer Markt. **RLS

*Dahlweid – Seniorentreff der dahlweid-Stif-
tung, Edissonallee 11, Zentrum-Ost
**RLS – Rosa-Luxemburg-Stiftung Geschäfts-
stelle Dortustraße 55, Potsdam.
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Das wahre Gesicht des Krieges 
Afghanistan-Ausstellung im Haus der LINKEN 
„Gebt das Geld den Menschen und nicht für Militär. Dann braucht ihr kein
Militär mehr“. So steht es auf einer Tafel, die zu einer Ausstellung unter dem
Titel „Afghanistan. Das wahre Gesicht des Krieges“ gehört. Diese Ausstellung
wurde am 29. September im Haus der Partei DIE LINKE in der Potsdamer
Alleestraße im Beisein der Bundestagsabgeordneten Christine Buchholz eröffnet.
Sie bereiste vom 29. Januar bis 3. Februar 2010  mit ihrem Fraktionskollegen Jan
van Aken das afghanische Kundus, um Opfer des deutschen Anschlages auf zwei
Tanklaster zu besuchen und sich ein umfassendes Bild über ihre Situation zu
machen. Ein Besucher der Eröffnung brachte die Meinung vieler zum Ausdruck,
als er sagte: „Die Ausstellung zeigt, dass wir dort mit unserem Kriegsgerät
nichts verloren haben.“. 

Die Ausstellung ist in den Räumen noch bis Ende Oktober zu den Bürozeiten 8
– 16.30 Uhr zu sehen und ohne Anmeldung zu besichtigen. 

Bundestagsabgeordnete Christine Buchholz (DIE LINKE) bei der Eröffnung der Ausstellung
„Afghanistan. Das wahre Gesicht des Krieges“ im Haus der Partei DIE LINKE in der
Potsdamer Alleestraße 3 Foto: R. Frank


